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Amts ⸗ 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 17. Dezember 


1890. 


Nro. 51. 


Die Nummer 33 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 

Nr. 1922 die Verordnung, betreffend das Ver⸗ 
fahren vor den auf Grund des Invaliditäts- und Alters⸗ 
verſicherungsgeſetzes errichteten Schiedsgerichten. Vom 
1. Dezember 1890. 

Die Nummer 84 des Reichs⸗Geſetzblatis enthält 


unter 
Nr. 1923 die Verordnung, betreffend die Auf⸗ 
hebung des Verbots der Einfuhr von Schweinen, 
Schweinefleiſch und Würſten däniſchen, ſchwediſchen oder 
norwegiſchen Urſprungs. Vom 5. Dezember 1890. 
Die Nummer 35 des Relchs⸗Geſetzblatts enthält 


nter 

Nr. 1924 die Bekanntmachung, betreffend den 
Aufruf und die Einziehung der Noten der Magdeburger 
Privalbank in Magdeburg. Vom 9. Dezember 1890; 
und unter 

Nr. 1925 die Bekanntmachung, betreffend den 
Aufruf und die Einziehung der Einhundert⸗, Zweihun⸗ 
dert⸗ und Fünfhundert⸗Marknoten der Provinzial⸗Aktien⸗ 
Bank des Großherzogthums Poſen in Poſen. Vom 9. 
Dezember 1890. 

Verordnungen und Bekauntmachungen 

der Central⸗Behörden. 


1) Statut 
für die 
Ent⸗ und Bewäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu Gr. 
Ballowken im Kreiſe Lobau. 


Wir Wilhelm 
von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


daſelbſt mit einer Begrenzungslinie in grüner Farb 
bezeichnet und bezüglich der betheiligten Beſitzſtände der 
Genoſſenſchaftsmitglieder in den zugehörigen Regiſtern 
ſpeziell nachgewieſen. 

Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden Be⸗ 
glaubigungsvermerk verſehen und bei der Aufſichtsbehörde 
der Genoſſenſchaft niedergelegt. 

Abänderungen des Meltorationsprojects, welche im 
Laufe der Ausführung ſich als erforderlich herausſtellen, 
können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen werden. 
Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung der ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde. 

Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
änderte Anlage berührt werden. 

8 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: „Me⸗ 
liorationsgenoſſenſchaſt zu Gr. Ballowken“ und hat ihren 
Sitz in Gr. Ballowken. 


8 8. Die Koſten der Herſtellung und Unterhaltung 
der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von der Genoſſen⸗ 
ſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach den Zwecken 
der Melioration behufs ihrer nutzbringenden Verwendung 
für die einzelnen betheiligten Grundſtücke erforderlichen 
Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung von Wieſen, 
Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu- und Ableitungs⸗ 


gräben u. ſ. w. den betreffenden Eigemhümern überlaſſen. 
Dieſelben ſind jedoch gehalten, den im Intereſſe der 


ganzen Melioration getroffenen Anordnungen des Vor⸗ 
ſtehers Folge zu leiſten. 

§ 4. Außer der Herſtellung der im Projecte und 
vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Verbande ob, 
Binnen-, Ent: und Bewäſſerungs⸗Anlagen, innerhalb des 


verordnen auf Grund der 88 57 und 65 des Geſetzes Meltorationsgebietes, welche nur durch Zuſammenwirken 


vom 1. April 1879 (Geſetz⸗Sammlung Seite 297) nach 
Anhörung der Betheiligten, was folgt: 
§ 1. Die Eigenihümer der deim Meliorattons⸗ 


mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu vermitteln 
und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das Beitrags: 
verhältniß von der Auffichtöbehörde feſtgeſtellt iſt, auf 


gebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeindebezirken Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer durchführen 
Groß Ballowken, Kl. Ballowken und Nikolaiken wer⸗ zu laſſen. 


den zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag 


Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſoweit 


dleſer Grundſtücke nach Maßgabe des Meliorationsplanes erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen ſind, 
des Meliorationsbauinſpectors Fahl vom 31. Januar unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. 


1890 durch Ent: und Bewäſſerung zu verbeſſern. 


Das Meliorationsgebiet iſt auf der ein Zubehör 
\ des Kultur: 
Technikers Bergmann vom Jahre 1889 dargeſtellt, Regel in Tagelohn ausgeführt und unterhalten. In⸗ 


des Meliorattonsplanes bildenden Karte 


§ 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden unter 
Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß des Vor⸗ 
ſtandes angenommenen Meliorations⸗Technikers in der 


Ausgegeben in Marienwerder am 18. Dezember 1890. 
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deſſen können die Aıbeiten nach Beſtimmung des Vor⸗Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verfäumter Zah⸗ 
ſtandes in Akkord gegeben werden. lung hat der Vorſteher die fälligen Beträge beizutreiben. 

§ 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen § 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung der 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genommenen 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus den Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 


Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vortheil. 


ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend oder dauernd 


Zur Feſtſetzung dieſes Beitrags⸗Verhältniſſes wird betroffen wird, gefallen zu laſſen. 


ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke ſpeciell aufgeführt werden. 
ihnen aus der Melioration erwachſenden Vortheils wer: 
den dieſelben in zwei Klaſſen getheilt, und zwar ſo, daß 


ein Hektar der zweiten Klaſſe mit dem einfachen und 


ein Hektar der erſten Klaſſe mit dem ein einhalbfachen 
Beitrage heranzuziehen iſt. 
§ 7. Die Einſchätzung in dieſe zwei Klaſſen erfolgt 


durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sachverſtändige 


unter Leitung des Vorſtehers, welcher bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten den Ausſchlag giebt. Nach vorgängiger 
ortsüblicher Bekanntmachung in den Gemeinden, deren 
Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete ganz oder theilweiſe 
angehört und nach erfolgter Veröffentlichung dieſer Be⸗ 
kauntmachung, wird das Genoſſenſchaftskataſter vier 
Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen in der Wohnung 
des Vorſtehers ausgelegt. Abänderungs⸗Anträge müſſen 
innerhalb dieſer Friſt ſchrifilich bei dem Vorſteher on: 
gebracht werden. Nach Ablauf der Friſt hat der Vor⸗ 
ſteher die bei ihm Ichriftlich eingegangenen Abänderungs⸗ 
Anträge der Aufſichtsbehörde vorzulegen. Die Letztere, 
beziehungsweiſe deren Kommiſſar, läßt unter Zuziehung 
der Beſchwerdeführer und eines Vertreters des Vorſtandes 
die erhobenen Reklamationen durch die von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde zu bezeichnenden Sachverſtändigen unter⸗ 
ſuchen. Mit dem Ergebniß der Unterſuchung werden 
die Beſchwerdeführer und der Vertreter des Vorſtandes 
von dem Kommiſſar bekannt gemacht. Sind beide Theile 
mit dem Gutachten einveritanden, jo wird das Kataſter 
demgemäß feſtgeſtellt, andernfalls ſind die Verhandlungen 
der Auſſichtsbehörde zur Entſcheidung einzureichen. Die 
bis zur Mittheilung des Ergebniſſes der Unterſuchung 
enlſtandenen Botten find in jedem Falle von der Ges 
noſſenſchaft zu tragen. Wird eine Entſcheidung erforder⸗ 
lich, ſo ſind die weiter erwachſenden Koſten dem unter⸗ 
liegenden Theile aufzuerlegen. 

Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion des 
feftgeftellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, kann 
dieſelbe von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Neviſions⸗ 
verfahren richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des 
Kataſters gegebenen Vorſchriften. 

§ 8. Im Falle einer Parzellirung find die Ge: 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vorge⸗ 
ſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb zweier 
Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zuläſſig. 


§ 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Beiträge 


Nach Verhältniß des 


Darüber, ob und zu welchem Betrage dem einzel⸗ 
nen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der ihm 
aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Entſchädi⸗ 
gung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe mit dem 
Vorſteher nicht gütlich verſtändigen folte, das nach 
Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schiedsgericht mit 
Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitragspflich⸗ 
tige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Uebrigen 
richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſe 
der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten und zwar 
in der Weiſe, daß für je einen halben Normalhektar bei⸗ 
tragspflichtigen Grundbeſitzes erſter Klaſſe eine Stimme 
gerechnet wird. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Bekannt⸗ 
machung der Auslegung vier Wochen lang zur Einſicht 
der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers auszu⸗ 
legen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte ſind an 
keine Friſt gebunden. 

§ 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus: 

a. einem Vorſteher, 
b. vier Repräſentanten der Genoſſenſchafts⸗Mitglieder. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der Ge⸗ 
neralberſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vectteten. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell⸗ 
vertretern werden von der Generalverſammlung auf 
5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgauge eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vor⸗ 
figenden zu ziehende Loos. 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Gemeinde⸗ 
wahlen. 

$ 13. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter dient das von der Auſſichtsbehörde 


in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen zur aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. 
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Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, daß 8 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der Ge⸗ 
der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, fo dient noſſen unterliegen: 
dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. 1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren Stell⸗ 


Der Vorſtand hält feine Sitzungen unter Vorſitz vertreter; 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die 2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 
Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der Stim⸗ Entſchädigung; 
mengleichheit entſcheidet. 3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er⸗ vertreter; 
forderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 4. die Abänderung des Statuts. 


§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung er⸗ 
forderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 
nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des 
Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. 

Die weiteren General⸗Verſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen ($ 60 des Geſetzes vom 
1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre durch 
den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt zu 
machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außerdem 
durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen Ge⸗ 
meinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchafts⸗Gebiet ganz 
oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die General⸗Verſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt fie, beziehungsmeife der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

§ 19. Die Streitigkeiten, welche zweſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 

rundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
und Grabenſchau abzuhalten; von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, 
die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den oder über beſondere auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. Zur gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 
Abſchließung von Verträgen hat er die Genehmi⸗ Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
gung des Vorſtandes einzuholen. Zur Gültigkeit die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft oder 
der Verträge iſt dieſe Genehmigung nicht er⸗ die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen in 
forderlich; ihren durch das Statut begründeten Rechten betreffen, 
g. die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus⸗ von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, ſoweit 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach geſetzlicher 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Entſcheidung be⸗ 

30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen zur Ge⸗ rufen iſt. 

noſſenſchaftskaſſe einzuziehen. Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers Debt, ſofern 

§ 15. Die Verwaltung der Solle führt ein Rechner, es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zuſtändigkeit 
welcher von dem Vorſtande auf zwei Jahre gewählt und anderer Behörden unterliegende Angelegenheit handelt, 
deſſen Remuneration vom Vorſtande feſtgeſtellt wird. jedem Theile die Anrufung der Eniſcheidung eines 
Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die Entlaſſung des Schiedsgerichts frei, welche binnen 2 Wochen, von der 
Rechners wegen mangelhafter Dienſtführung anordnen. Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, bei dem 

§ 16. Ueber die Handhabung der Stauſchleuſe Vorſteher angemeldet werden muß. 
am oberen Einlauf der großen Rohrleitung beſchließt Die Koſten des Verfahrens find dem unterliegen 
der Vorſteher mit Zuſtimmung der Repräſentanten. den Theile aufzuerlegen. 


Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit Ein⸗ 
ſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der Vor⸗ 
ſtandsmitglieder anweſend find. Wer am Erſcheinen 
verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher an⸗ 
zuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter zu 
laden. 

8 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ 
Verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die 
ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen⸗ 
heiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a. die Ausführung der, gemeinſchaftlichen Anlagen 
nach dem feſtgeſtellten Mellorationsplan zu ver⸗ 
anlaſſen und zu beauflihtigen; 

b. über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über 
die Grabenräumung mit Zuſtimmung des Vor⸗ 
ſtandes die nölhigen Anordnungen zu treffen und 
die etwa erforderlichen Ausführungsvorſchriften zu 
erlaſſen; 

c. die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge auszu⸗ 
ſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf die 
Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung min⸗ 
deſtens zweimal jährlich zu revidiren; 

d. die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; 
in den Monaten Jani und Auguſt jeden Jahres 
unter Zuziehung von 2 Repräſentanten die Wieſen⸗ 


0 


En 
D 
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Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, Verluſtes der Begleitadreſſe das Packet auch ohne die: 
welchen die Aufſichtsdehörde ernennt, und aus zwei ſelbe dem Empfänger ausgehändigt werden kann. Auf 
Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stellver⸗Packeten nach größeren Orten iſt die Wohnung des 
tretern von der General⸗Verſammlung nach Maßgabe Empfängers, auf Packeten nach Berlin auch der Buch⸗ 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſtſſtabe des Poſtbezirks (CG. W., SO. u. ſ. w.) anzugeben. 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den Zur Beſchleunigung des Betriebes trägt es weſentlich 
offentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied bei, wenn die Packete frankirt aufgeliefert werden. 
der Genoſſenſchaft iſt. Das Porto für Packete ohne angegebenen Werth nach 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, ſo Orten des Deutſchen Reichs⸗Poſtgebiets beträgt bis zum 
iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern Gewicht von 5 Kilogramm: 25 Pf. auf Entfernungen 
oder % Falles 1 9 wählbaren Perſonen bis 10 Meilen, 50 Pf. auf weitere Entfernungen. 
durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. E 

§ 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Berlin W., den 27. November 1890. 

Reichs⸗Poſtamt, I. Abtheilung. 
Sachſe. 


Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: „Me⸗ 
liorationsgenoſſenſchaft zu Gr. Ballowken“ zu erlaſſen 
und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 3) Bekanntmachung. 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreisblatt 
zu Neumark aufgenommen. Die am 1. Januar 1891 fälligen Zinsſcheine 

§ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen nichtder Preußiſchen Staatsſchulden werden bei der 
auf einer, dem 8 69 des Geſetzes vom 1. April 1879 Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe — W. Taubenſtraße 29 
entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, kann ſie hierſelbſt —, bei der Reichsbankhauptkaſſe ſowie bei 
auch als ein Act der Vereinbarung auf den Antrag des den früher zur Einlöſung benutzten Königlichen Kaſſen 
Aufzunehmenden durch einen, der Zuſtimmung der Auf⸗ und Reichsbankanſtalten vom 24. d. Mts. ab ein: 
fichtsbehörde bedürftigen Vorſtandsbeſchluß erfolgen. gelöſt. 

Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen Unter⸗ 
ſchrift und beigedrücktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 5. November 1890. 
gez. Wilhelm N. 


Die Zinsſcheine ſind, nach den einzelnen Schuld⸗ 
gattungen und Werthabſchnitten geordnet, den Einlöſungs⸗ 
ſtellen mit einem Verzeichniß vorzulegen, welches die 
Stückzahl und den Betrag für jeden Werthabſchnitt 
angtebt, aufgerechnet iſt und des Einliefernden Namen 


op, Frhr. Lucius. v. Schelling. ſund Wohnung erſichilich macht. 
Wegen Zahlung der am 1. Januar fälligen 
2) Bekanntmachung. Zinſen für die in das Staatsſchuldbuch eingetragenen 


Forderungen bemerken wir, daß die Zuſendung dieſer 
Die Weihnachts ſendungen betreffend. Zinſen mittels der Poſt, ſowie ihre Gutſchrift auf den 
Das Reichs⸗Poſtamt richtet auch in dieſem Jahre Reichsbank⸗Girokonten der Empfangsberechtigten zwiſchen 
an das Publikum das Erſuchen, mit den Weihnachts⸗ dem 18. Dezember und 8. Januar erfolgt; die 
verſendungen bald zu beginnen, damit die Packetmaſſen Baarzahlung aber bei der Staatsſchulden⸗Til⸗ 
ſich nicht in den letzten Tagen vor dem Feſte zu ſehr gungskaſſe am 18. Dezember, bei den Regie⸗ 
zuſammendrängen, wodurch die Pünktlichkeit in der Be⸗rungs⸗Hauptkaſſen am 24. Dezember und bei 
förderung leidet. den mit der Annahme direkter Staatsſteuern außerhalb 
Die Packete ſind dauerhaft zu verpacken. Dünne Berlins betrauten Kaſſen am 2. Januar beginnt. 
Pappkaſten, ſchwache Schachteln, Cigarrenkiſten ꝛc. ſind Die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe iſt für die 
nicht zu benutzen. Die Aufſchrift der Packete muß Zinszahlungen werktäglich von 9 bis 1 Uhr mit 
deutlich, vollſtändig und haltbar hergeſtellt ſein. Kann Ausſchluß des vorletzten Tages in jedem Monat, am 
die Aufſchrift nicht in deutlicher Weiſe auf das Packet letzten Monatstage aber von 11 bis 1 Uhr geöffnet. 
geſetzt werden, ſo empfiehlt ſich die Verwendung eines Die Inhaber Preußiſcher 4 prozentiger 
Blattes weißen Papiers, welches der ganzen Fläche nach und 3½ prozentiger Konſols machen wir 
feſt aufgeklebt werden muß. Am zweckmäßigſten ſind wiederholt auf die durch uns veröffentlichten 
gedruckte Aufſchriften auf weißem Papier. Dagegen „Amtlichen Nachrichten über das Preußiſche 
dürfen Formulare zu Poſt⸗Packetadreſſen für Packet Staatsſchuldbuch“ aufmerkſam, welche durch 
aufſchriften nicht verwendet werden. Der Name des jede Buchhandlung für 40 Pfennig oder von 
Beſtimmungsorts muß ſtets recht groß und kräftig ge- dem Verleger J. Guttentag (D. Collin) in 
druckt oder geſchrieben fein. Die Packetaufſchrift muß Berlin durch die Poſt für 45 Pfennig franko 
ſämmtliche Angaben der Begleitadreſſe enthalten, zutreffen⸗ zu beziehen ſind. 
denfalls alſo den Frankovermerk, den Nachnahmebetrag Berlin, den 2. Dezember 1890. 
nebſt Namen und Wohnung des Abſenders, den Ver⸗ Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
merk der Eilbeſtellung u. ſ. w., damit im Falle des Sydow. 


SÉ 
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behaltlich des jederzeitigen Widerrufs Ausnahmen von 
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Verordunngen und Bekanntmachungen 


Tanzluſtbarkeiten, welche von Privatgeſellſchaften 
der Provinzial⸗Behörden ze. 


oder ſogenannten geſchloſſenen Geſellſchaften gegen Er⸗ 
hebung eines Eintrittsgeldes veranſtaltet werden, ſind 
4) Bekanntmachung. nur dann als öffentliche zu betrachten, wenn die Geſell⸗ 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: ſchaft eben zu dem Zweck, die Tanzluſtbarkeit zu ver⸗ 
1. des Majoratsherrn Albrecht Graf Finck vonſanſtalten, zuſammentritt, nicht aber, wenn ſie bereits 
Finkenſtein in Gr. Herzogswalde zum Standes⸗ anderweitig beſteht und die Tanzluſtbarkeit ſür ihre 
beamten für den Standesamtsbezirk Herzogswalde, Mitglieder und etwaigen Gäſte derſelben nur gelegent⸗ 
Kreiſes Roſenberg Wpr., an Stelle des Lehrers lich neben den Zwecken, welche fie ſonſt verfolgt, nament⸗ 
Freitag ebendaſelbſt und lich gegen beſonderes Eintritts⸗ oder Tanzgeld ver⸗ 

2. des Rechnungsführers Fritz Moslehner in Gr. anſtaltet. 
Herzogswalde zum zweiten Stellverter des Standes⸗ 4. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung 


dane be Al leet ml ene, da lu Di ad. mit Ga 
i eſtraft. 
Dani den n eee dee Marienwerder, den 23. October 1890. 


Der Oberpräſident. ee 
5) Bekanntmachung. Et ne 


Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen 3 

des Gutsbeſitzers Sperling in Sandhuben zum Standes⸗ v. Nickiſch⸗Roſenegk. 
beamten für den Standesamtsbezirk Bruch, Kreiſes 
Stuhm, an Stelle des Gutsvorſtehers Lübbert in Bruch 
und des Gutsvorſtehers Lübbert in Bruch zum erſten 
Stellvertreter des Standesbeamten für den vorgenannten 
Standesamtsbezirk an Stelle des Gutsbeſitzers Sperling 
in Sandhuben zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 8. Dezember 1890. 

Der Oberpräſident. 
6) Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Mühlengutspächters und Amtsvorſtehers Sommerfeld 
zu Waldau Mühle zum Standesbeamten für den Stan⸗ 
desamtsbezirk Radmannsdorf, Kreiſes Culm, an Stelle 
des Gutsverwalters Wehrkamp zu Klinczkau zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß. 

Danzig, den 10. Dezember 1890. 

Der Ober⸗Präſident. 


8) Bekanntmachung. 


Auf Grund des 8 6 Artikel II des Reichs⸗Ge⸗ 
ſetzes vom 21. Juni 1887 (R.⸗G.⸗Bl. S. 245) betreffend 
Abänderung bezw. Ergänzung der Geſetze über die 
Quartierleiſtung und die Naturalleiſtungen für die be⸗ 
waffnete Macht im Frieden ſowie der Vorſchrift der 
Ausſührungs⸗Inſtruktion vom 30. Auguſt 1887 (R.⸗ 
G.⸗Bl. S. 433) unter Nr. 3 Abſatz 1 zu § 9 des 
Naturalleiſtungsgeſetzes werden nachſtehend mit einem 
Aufſchlage von fünf vom Hundert die Durch⸗ 
ſchnitte der höchſten Tagespreiſe, welche in den für die 
einzelnen Lieferungsverbände (Kreiſe) des Regierungs⸗ 
bezirks Marienwerder feſtgeſetzten Hauptmarktorten 
(8 19 Abſatz 2 u. 3 des Kriegsleiſtungs⸗Geſetzes vom 
13. Juni 1873) im Monat November 1890 
7 Polizei⸗Verordnung, für Fourage gezahlt worden ſind, bekannt gemacht. 


Auf Grund der §8 6, 12 und 15 des Geſetzes Es betrug im Monat November 1890 der Durch⸗ 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G. ſchnitt der höͤchſten Tagespreiſe einſchließlich eines Auf⸗ 
S. S. 265) in Verbindung mit § 137 des Geſetzes ſchlages von fünf vom Hundert für 50 kg 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli Richt⸗ 
1883 (G.⸗S. S. 195) verordne ich mit Zuſtimmung Hafer. Heu. ſtroh 
des Bezirksausſchuſſes, was folgt: M A. At. 

§ 1. Schankwirthſchaften in den Städten wie auf 
dem platten Lande find ohne Rückſicht auf die Jahres⸗ 
zeit um 10 Uhr Abends zu ſchließen. Nach dieſer Zeit 
ſind Gäſte in denſelben nicht mehr zu dulden. 

§ 2. Die Ortspolizeibehörden ſind befugt, auf 
beſonderen Antrag entweder für einzelne Abende oder 
auch ohne Zeitbegrenzung bis auf Weiteres, jedoch vor⸗ 


im Hauptmarklorte 
Culm für die Kreiſe Brieſen 
und Culm 7,70 2,10 2,10 
Flatow „ den Kreis Flatow 7,88 3,15 2,63 
Dt. Krone „ „ Dt. Krone 6,78 2,36 1,83 
Dt. Eylau für die Kreiſe Löbau, 
Roſenberg und Strasburg 7,37 2,52 2,45 
Marienwerder für den Kreis 
Marienwerder 7,19 2,36 2,10 
Konitz für die Kreiſe Konitz, 
Schlochau und Tuchel 6,72 2,07 2,09 
Graudenz für die Kreiſe Grau⸗ 
denz und Schwetz 7,35 2,31 2,33 
Thorn für den Kreis Thorn 7,48 2,53 2,63 
Marienwerder, den 8. Dezember 1890. 
Der Regierungs⸗Präſtdent. 


der Normalpolizeiſtunde für einzelne Lokale zu geftatten. 

§ 3. Die vorherige Genehmigung der Ortspolizei⸗ 
behörde iſt ebenfalls erforderlich zur Veranſtaltung von 
öffentlichen Tanzluſtbarkeiten d. h. ſolchen, welche in 
Gaſt⸗ und Schankwirthſchaften oder in Privatlokalen 
veranſtaltet, und zu welchen Theilnihmer gegen Bezah⸗ 
lung zugelaſſen werden. 
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Di Nach⸗ 
von den Markt⸗ und Ladenpreiſen in den größeren Städten des 
Ford Im Dmanaı 00 7, WiRBEEEHREWER FR EaSer 
pro 100 Kilogramm. | pro 1 Kilo⸗ 
Namen | | Si | | Rind: [ie 
Erb⸗ Spei⸗ r 
der Siet: Nog⸗ 0 Wé Kar⸗ 2 BEN) Teer 
Gerſte Hafer.| gelbe, | boh⸗ Linſen. Richt S Heu. 
8 : A toffeln. 17 S 
Städte. A Soden Neige Sie & Keule. Bauch. 

& M. Wl Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf.] M. Pf. 
1 Chriſtburg 18 72116168; 15169 12j46114 921 E — 120] 1—1 1140 
21 Conitz 18.47 1631/147412 49137540 60 344] 130} 1110| 150 
3 Dt. Krone — 116 45 10 5 12510138940 — 50 450 120 Lidl 130 
4| Culm 17.08 1575114167 14 14 Co 28, km 70 4—| 130 7120| 115 
50 Dt. Eylau 18 0316.64 14112 12 70 17 40.— 470 160| 120] 160 
60 Flatow | 6 — 120| 1110| 150 
IM. Friedland 4— 120—|—| 1140 
8] Graudenz 405] 132] 1,11} 126 
0 Jaſtrow 25 120] 1,02! 116 

10| Löbau 115 1115| 130 

11 Marienwerder 5001 30 110/ 130 

12| Mewe — 150 1100 1/60 

13| Neumark Se 95| 1118 

14| Rieſenburg —| 1360)—|95] 165 

15| Rofenberg 75 120] 110] 1/35 

16| Schlochau 62) 120— —| 1125 

17| Schwetz 1106 1086| 122 

18] Strasburg — 1.50 LA 1 — 

19 Stuhm — —— 1051 130 

200 Thorn 81] 150 Län 1133 

211 Tuchel | | — 120 1— 120 

Summa 27 58577 75 302 47 75 . äech 62 226 — = 6362 25 20.20 49197/90 
Durchſchnitt 18 24016 56014 40113 621488 8032 9 SS 290 3 82 418 3— 4 540 1 26 1 1108 133 

22 Vandsburg 12 60 vd 

23| Neuenburg 14 — 

24| Hammerſtein e 15 — 

10) Durchſchnitts⸗Markt⸗ Preiſe 


des Schlachtviehes zu Thorn im Monat November 1890 nach Lebendgewicht. 


Wei 2. Kälber für 3. Schweine 4. Hammel | Anzahl der aufgetriebenen 
1. Rindvieh für 100 Pfd.“ 100 Pfd. | für 100 Pfd. für 100 Pfd. Stücke Vieh als 


e b. | D 2. b. 2. D a. Dorn 
Jungvieh Rind⸗ Käl⸗Schwei⸗Ham⸗ 

Maſtvieh ee unter nn Ir fette | magere fette magere = g 

Weh Lk Steel 8 Tage | 8 Tage | | vieh! ber mel. 
DE. PII DE. Pf MI. If DE. Pf Mk. Pf N. Pf ME. Pf NI. Pf N. Bf. | 
37 11.23 1] 25.150] 18.1506] 24 |] 33.13] 354125] = 1 | Ba ae 

Marienwerder, den 8. Dezember 1890. Der Regierungs⸗Präſident. 

11) Nachſtehende Da nach der Bekanntmachung des Herrn Reichs⸗ 


Allgemeine Verfügung, betreffend die Einführung des RAR vom 17. Juni 1890 (Central⸗Blatt für dag 
Arzneibuches für das Deutſche Reich, dritte Ausgabe Deutiche Reich S. 282) das im Verlage der R. von 
(Pharmacopoea Germanica, editio Ill.) Decker'ſchen Verlagsbuchhandlung (G. Schenk) zu Berlin 


u 
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wei fung 

Reglerungsbezirks Marienwerder im Monat November 1890. 

Preiſe N Laden Preiſe. de 

gramm. E: pro 1 Kilogramm. e 
Kalb⸗ DZ | 60 Mehl Nr. 1. Kaffee. 

Fleiſch. Speck en, Stüc je Ger: Bu — Salz Schwei⸗ 

ir b & K Reis Java, d - | Hafer» 
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| zen. | gen. | ? | ler). Sch | liches). I(hiefiges) 
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Daß In denjenigen Orten, wo die Nubriken unausgefüllt geblteben, die bezeichneten Artifel nicht zu Markte 
gekommen find, beſcheinigt. 
Marienwerder, den 8. Dezember 1890. 


gend 


unter dem Titel „Arzneibuch für das Deutſche Reich. 
dritte Ausgabe. (Pharmacopoea Germanica, editio 111)“ | 
erſchienene Arzneibuch mit dem 1. Januar 1881 an 
die Stelle der ſeit dem 1. Januar 1883 in Geltung 
befindlichen Pharmacopoea Germanica. Editio altera 
tritt, fo wird unter Hinweis auf $367 Nr. 5 des Straf⸗ 
geſetzbuches für das Deulſche Reich und unter Aufhebung 
aller entgegenſtehenden Beſtimmungen hierdurch verordnet: 
1. Nach Maßgabe des in der A. Hirſchwald'ſchen 
Verlagsbuchhandlung hierſelbſt erſchienenen, amt: 


Der Regierungs⸗Präſident. 


ſämmtlicher in ihren Vorräthen befindlichen Arznei⸗ 
mittel und Präparate, ſowohl der ſelbſtbereiteten, 
als auch der aus anderen Apotheken oder ſonſtigen 
Bezugsquellen entnommenen verantwortlich. 

3. Die zur Prüfung der Arzneimittel erforderlichen 
auf Seite 343 bis 350 des Arzneibuches be⸗ 
nannten Reagentien und volumetriſchen Löſungen 
ſind ſtets in einem tadelfreien Zuſtande zu er⸗ 
halten und, ſoweit erſtere nicht bereits unter den 
übrigen Arzneimitteln aufbewahrt werden, be⸗ 


2. 


lich aufgeſtellten Arzneiverzeichniſſes, welches bei 
den Apotheken⸗Viſitationen zur Notirung der Ch 
treffenden Reviſionsbemerkungen zu verwenden iſt, 
find die mit einem Stern (*) bezeichneten Arznei⸗ 
mittel in ſämmtlichen Apotheken jederzeit vor⸗ 
räthig zu halten. 

Die Apotheker ſind für die Güte und Reinheit 


⸗ſonders zuſammenzuſtellen. 


4. Wenn von den in der Tabelle A. des Arznei⸗ 


buches auf Seite 355 bis 354 aufgeführten 
Arzneimitteln zum innerlichen Gebrauche vom 
Arzte eine größere Gabe verordnet wird, als 
daſelbſt angegeben iſt, ſo darf der Apotheker die 
Verordnung nicht ausführen, es ſei denn, daß der 


„Die in der Tabelle B. des Arzneibuches zuſammen⸗ 


Die in der Tabelle C. aufgeführten, von den 


„Zur Verhütung von Verwechslungen beim Geſchäfts⸗ 
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dieſelben unter einander auffallend unterſcheidende, 
in allen Geſchäftsräumen gleichmäßig durchgeführte 
Farbe haben. 
9. In jeder Apotheke iſt mindeſtens ein Exemplar 
des Arzneibuches für das Deutſche Reich. Dritte 
Ausgabe. (Pharmacopoea Germanica, editio 11) 
vorräthig zu halten. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem 
1. Januar 1891 in Kraft. 
Berlin, den 21. November 1890. 
Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗ Angelegenheiten. 
gez. von Goßler. 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Marienwerder, den 2. Dezember 1890. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Arzt der verordneten Gabe ein Ausrufungszeichen 
beigefügt habe. Entſtehen dem Apotheker auch 
dann noch Zweifel wegen der Angemeſſenheit der 
verordneten Gabe, oder fehlt das Ausrufungs⸗ 
zeichen des Arztes, ſo hat er vor Verabreichung 
der Arznei mit dieſem Rückſprache zu nehmen. 


geſtellten, gewöhnlich Gifte genannten Arzneimittel 
gehören, mit Ausnahme des im Keller vorſchrifts⸗ 
mäßig zu verwahrenden Phosphors, in den Gift⸗ 
ſchrank. Derſelbe iſt in einem von den übrigen 
Waaren und Arzneimitteln getrennten nur für 
ihn beſtimmten verſchließbaren Raume bezw. hinter 
einem eigenen mit Verſchluß verſehenen ſicheren 
Verſchlage innerhalb eines der übrigen Vorraths⸗ 
räume aufzuſtellen und in ſeinem Innern ſo ein⸗ 
zurichten, daß darin jede der drei in der Tabelle 12) Bekanntmachung. 

B. aufgeführten Gruppen bezw. die Arsenicalia, Das dieſer Nummer des Amtsblatts als Anlage 
Mercurialia und die Alkaloide ihr beſonders beigegebene, von dem Ausſchuß der Invaliditäts⸗ und 
verſchließbares Behältniß (Fach) erhält. Außer⸗ Alters⸗Verſicherungsanſtalt der Provinz Weſtpreußen in 


ff Mn EHE ES 


dem iſt die Thür jeder dieſer Abteilungen für der Verſammlung am 19. September 1890 zu Danzig 


ſich, ſowie die gemeinſchaftliche Thür des ganzen beſchloſſene, von dem Neichs⸗Verſicherungsamt zu Berlin 
Giftſchrankes außen mit der erforderlichen Sig⸗ unter dem 13. November 1890 genehmigte Statut für 
natur zu verſehen. R die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherungs⸗ 
Für die bei der täglichen Receptur unentbehr⸗anſtalt der Provinz Weſtpreußen wird hierdurch 
lichen kleineren Mengen der beiden zuletzt ge⸗ zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
nannten Kategorien der Arzneiſtoffe der Tabelle Gleichzeitig wird gemäß § 56 Abſatz 5 des Ge⸗ 
B., für einen kleinen Vorrath arſenikhaltigenſſetzes vom 22. Juni 1889 bekannt gemacht, daß der 
Fliegenpapiers, ſowie des Liquor Kalii arsenicosi) Provinzial⸗Ausſchuß der Provinz Weſtpreußen, vorbe⸗ 
und anderer von den Aerzten verordneter arſenik⸗ haltlich der Zuſtimmung des Provinzial⸗Landtages, den 
haltiger Präparate iſt in der Offizin ein kleines Landesdirector der Provinz Weſtpreußen, Herrn Jaeckel 
nach denſelben Grundſätzen eingerichtetes Gift⸗ zu Danzig, zum Vorſitzenden des Vorſtandes beſtellt hat. 
ſchränkchen geſtattet. Danzig, den 10. Dezember 1890. 
Invaliditäts- und Alters⸗Verſicherungs⸗Anſtalt 
der Provinz Weſtpreußen. 
Der Vorſtand. 
Jaeckel, Landes⸗Direktor. 
13) Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗Angelegenheiten hat dem praktiſchen Arzt 


übrigen getrennt und vorſichtig aufzubewahrenden 
Arzneimittel ſind zwar innerhalb der gewöhnlichen 
Vorrathsräume aber auf beſonderen Repoſitorien, 
getrennt von den übrigen Arzneimitteln, zuſammen⸗ 
zuſtellen. 


- Bei Neueinrichtungen von Apotheken und bei Er⸗ Dr. Poſchmann zu Flatow die kommiſſariſche Ver⸗ 


neuerungen oder Ergänzungen von Signaturen waltung der Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Flatow auf 
oder Aufbewahrungsgefäßen in den bereits im ein weiteres Jahr übertragen. 

Betriebe befindlichen Apotheken iſt ausſchließlich Marienwerder, den 10. Dezember 1890. 

die Nomenclatur des zur Zeit giltigen Arznei⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 

buches anzuwenden. 14) Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 7 der Verordnung, betreffend 
betriebe in den Apotheken find bei Neueinrichtungenſ die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung vom 
in allen Geſchäftsräumen in gleichmäßiger Weiſe 25. Mai 1887 (G.⸗S. S. 169 ff.) mache ich das Er⸗ 
die Gefäße und Behältniſſe für die indifferenten gebniß der ſtattgehabten Neuwahlen von Mitgliedern 
Arzneimittel mit ſchwarzer Schrift auf weißem der Aerztekammer in der Provinz Weftpreußen für die 
Grunde, für die Arzneimittel der Tabelle B. mit] Jahre 1891/92/93 und deren Stellvertreter hierdurch 
weißer Schrift auf ſchwarzem Grunde, für die bekannt. 

Arzneimittel der Tabelle C. mit rother Schrift Es ſind gewählt worden und haben die Wahl an⸗ 
auf weißem Grunde zu verſehen; für die bereits [genommen: 

im Betriebe befindlichen Apotheken können bis A. Im Regierungsbezirk Danzig. 

auf Weiteres die bisherigen anders beſchaffenen a) als Mitglieder. 

Signaturen beibehalten werden, falls fie für jede 1. Dr. Arbeit, praktiſcher Arzt in Marienburg, 

der drei genannten Kategorien eine beſondere,, 2. „ Jacobi, „ Arzt in Elbing, 
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3. Dr. Liſſauer, „ Arzt in Danzig, 
4. „ Scheele, „ Arzt und Sanitätsrath in 
Danzig, 
5. Dr. Wallenberg ſen., praktiſcher Arzt in Danzig, 
„ Wodtke, Kreisphyſikus in Dirſchau. 
b) als Stellvertreter. 
Dr. Bleyer, praktiſcher Arzt in Elbing, 
„ Krömer, Direktor der Provinzial⸗Irrenanſtalt 
in Neuſtadt Weſtpr., 
„ Liéoin, praktiſcher Arzt in Danzig, 
„ Oehlſchläger, praktiſcher Arzt in Danzig, 
„ Wendt, Kreisphyſikus in Pr. Stargard, 
„ „ Wilezewski jun., praktiſcher Arzt in Marienburg. 
B. Im Regierungsbezirk Marienwerder. 
a) als Mitglieder. follte. 
1. Dr. Grunau, Director der Provinzial⸗Irrenanſtalt Indem ich Vorſtehendes hiermit zur öffent⸗ 
in Schwetz, lichen Kenntniß bringe, mache ich zugleich bekannt, daß 
2. Dr. Lindau, praktiſcher Arzt, Sanitätsrath inſals Einfuhrtage der Dienſtag und Freitag jeder Woche 
Thorn, — ausgenommen Charfreitag, die beiden Weihnachts⸗ 
3. Dr. Martens, praktiſcher Arzt in Graudenz, feiertage und der Neujahrstag — beſtimmt find, und 
4. „ Michelſen, Regierungs⸗ und Medizinalrath in daß die Unterſuchung der einzuführenden Thiere in 
Marienwerder, Ottlotſchin durch den Königlichen Kreisthierarzt Stöhr 
, Dr. Poſchmann, praktiſcher Arzt in Flatow, aus Thorn erfolgt. 
. „ Szuman, praktiſcher Arzt in Thorn, Marienwerder, den 15. Dezember 1890. 
b) als Stellvertreter. Der Reglerungs⸗Präſident. 
1. Dr. Knorr, Stabs⸗ und Bataillonsarzt in Graudenz, 
2. „ Lucks, praktiſcher Arzt in Culm, 
3. „ Matz, Kreiswundarzt in Dt. Krone, vip, Kreis Marienwerder, iſt die Erlaubniß ertheilt, 
4. „ Müller, Kreisphyſikus und Sanitätsrath in im dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrer zu fungiren. 
5 
6 


auf Koſten der Staatskaſſe zu unterſuchen und 
— wenn geſund befunden — in geſchloſſenen 
Eiſenbahnwagen dem Beſtimmungsorte zuzuführen, 
woſelbſt ihre alsbaldige Abſchlachtung in dem 
Schlachthofe unter polizeilicher Kontrole zu er⸗ 
folgen hat. 

4. In dem Schlachthofe dürfen die Schweine bis zur 
Abſchlachtung mit zum Weiterverkauf aufgetriebe⸗ 
nem Vieh in keinerlei Berührung kommen. 

. Der Transport der Schweine von der Entlade: 
ftele auf dem Bahnhofe in den Schlachthof hat 
mittelſt gut ſchließender Wagen zu erfolgen, ſofern 
der Schlachthof mit der Eiſenbahn durch Schienen⸗ 
ſtränge nicht in unmittelbarer Verbindung ſtehen 


ca 
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16) Dem cand. theol. Bernhard Grüning in Slelë: 


Konitz, Marienwerder, den 8. Dezember 1890. 
„Dr. Poppo, praktiſcher Arzt in Marienwerder, Königliche Regierung, 
. „K Winſelmann, praktiſcher Arzt in Thorn. Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Danzig, den 26. November 1890. 17) Dem Fräulein Marie Wachhauſen in Lebehnke, 
Der Oberpräſident. Kreis Dt. Krone, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ 
Wirkliche Geheime Rath. ſeitigen Bezirk als Hauslehrerin zu fungiren. 
In Vertretung: Marienwerder, den 8. Dezember 1890. 
gez. von Puſch. Königliche Regierung. 
— — Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Vorſtehende Bekanntmachung des Herrn Ober⸗ 18) Der für den Händler Meyer Gotthilf aus Kro⸗ 
präftdenten der Provinz Weſtpreußen bringe ich hierdurch janke für das Kalenderjahr 1890 zum Hauſirhandel mit 
zur öffentlichen Kenntniß. Leinen, Woll⸗ und Baumwollenwaaren unter Benutzung 
Marienwerder, den 2. Dezember 1890. eines einſpännigen Fuhrwerks ohne Begleiter mit Ein⸗ 
Der Regierungs⸗Präſident. ſchluß der Grenzzolldezirke ausgefertigte Wandergewerbe⸗ 
15) Der Herr Reichskanzler hat auf Grund des § 2ſſchein Nr. 297 iſt verloren gegangen und wird hiermit 
der Kaiſerlichen Verordnung vom 14. Juli 1889 (R.⸗ für ungültig erklärt. 
G.⸗Bl. S. 149) die Einfuhr von lebenden Schweinen Marienwerder, 6. Dezbr. 1890. Königliche Regierung, 
aus Rußland in den öffentlichen Schlachthof der Stadt Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
Thorn unter den nachſtehenden Bedingungen widerruf⸗ 
lich und verſuchsweiſe geſtattet: 
1. die Einfuhr darf nur über Ottlotſchin erfolgen. 
2. die betreffenden Transporte müſſen nach Maßgabe ſrecke Güldenboden⸗Allenſtein zwiſchen Pr. Holland und 
des Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers Grünhagen gelegene Halteſtelle Neuendorf⸗Friedheim für 
vom 12. April 1883 (Centralblatt f. d. D. R. den unbeſchränkten Perſonen⸗ und Gepäck Verkehr 
S. 92) von Urſprungszeugniſſen begleitet ſein, eröffnet. 
in welchen auch die Geſundheit der Thiere be⸗ Die Berechnung der Beförderungspreiſe erfolgt 
ſcheinigt iſt. 5 auf Grund der Entfernungen des Kilometerzeigers und 
3. Die eingeführten Schweine ſind an der Landes⸗ der Preistafel des Lokal⸗Perſonen⸗Tarifs für den Eiſen⸗ 
grenze von einem preußiſchen beamteten Thierarſte bahn⸗Direktionsbezirk Bromberg. 


19) Bekanntmachung. 
Am 1. Januar 1891 wird die auf der Bahn⸗ 
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Näheres If auf allen Stationen und Halteſtellen 1293, 1303, 1356, 2028, 2071, 2405, 
zu erfahren. 2762, 2982, 3139, 3166, 4100, 4107, 
Bromberg, den 5. Dezember 1890. 4175, 4421, 4786, 4791, 5211, 5283, 
Koͤnigliche Eiſenbahn⸗Direktion. 5321, 5338, 5652, 5851, 5970, 6019, 
20) Bekanntmachung. 6028, 6185, 6190, 6193, 6417, 6467, 
In der nach den Beſtimmungen der 88 39, 41 6592, 6738, 7215, 7220, 7318, 7321, 
und 47 des Geſetzes vom 2. März 1850 und nach 7404, 7815, 7832, 7889, 7941, 7947, 
unſerer Bekanntmachung vom 9. v. Mts. heute ſtattgefunde⸗ 7950, 7975, 8020, 8151, 8177, 8253, 
nen öffentlichen Verlooſung von Rentenbriefen ſind nach⸗ 8268, 8295, 8493, 8528, 8630, 8658, 
folgende Nummern gezogen worden. 8723, 8812, 8900, 9393, 9530, 9883, 
Littr. A. à 3000 Mk. 92 Stück Nr. 139, 202, 408, 10181, 10259, 10318, 10490, 10578, 
423, 583, 712, 1042, 1076, 1127, 10767, 10860, 10919, 11029, 11055, 
1331, 1498, 2204, 2358, 2398, 2553, 11061, 11217, 11276, 11480, 11543, 
2661, 2803, 3253, 3409, 3761, 3851, 11755, 11955, 11994, 12096, 12402, 
4092, 4197, 4282, 4355, 4384, 4490, 12502, 12743, 12811, 12844, 12870, 
4583, 4854, 5203, 5274, 5324, 5452, 13112, 13117, 13153, 13306, 13601, 
5459, 5597, 5685, 6094, 6133, 6278, 14138, 14161, 14183, 14388, 14614, 
6293, 6302, 6312, 6662, 6788, 6841, 14688, 14795, 14857, 15379, 15384, 
7058, 7125, 7250, 7347, 7354, 7356, 15512, 15516. 2 
7367, 8067, 8330, 8454, 8712, 8772, Die Inhaber werden aufgefordert, gegen Quittung 
8823, 89 19, 8996, 9147, 9183, 9305, und Einlieferung der ausgelooſten Rentenbriefe in cours⸗ 
9385, 9609, 9737, 9854, 9870, 10053, fähigem Zuſtande nebſt den dazu gehörigen Coupons 
10072, 10195, 10284, 10334, 10446, Serie VI. Nr. 2—16 und Talons den Nennwerth von 
10484, 10655, 10743, 10859, 10934, unſerer Kaſſe hierſelbſt, Poſtſtraße Nr. 15a 
11173, 11216, 11290, 11455, 11458, vom 1. April 1891 ab an den Wochen⸗ 
11518, 11625, 11736, 11921, 11940, tagen von 9 bis 12 Uhr Vormittags 
12291, 12444, 12508. | in Empfang zu nehmen, 
Littr. B. & 1500 Mk. 27 Stück Nr. 179, 840, 922, Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 


1029, 1260, 
1735, 1889, 
2464, 2538, 
3049, 3422, 
300 Mk. 131 
1015, 1440, 
3036, 3056, 
5081, 5114, 
6126, 6127, 
6828, 7054, 
7784, 7805, 
8471, 8477, 
8900, 9058, 
9349, 9364, 
9842, 10052, 
10693, 10802, 
10994, 11127, 
11490, 11500, 
12248, 12335, 
12643, 13118, 
13770, 13977, 
14445, 14564, 
15185, 15266, 
15523, 15701, 
15930, 16052, 
16304, 16450, 
17003, 17072, 
17452, 17740, 17741, 
18136, 18141, 18708, 
Littr. D. 3 75 Mk. 106 Stück Nr. 4, 


Littr. C. à 
1463, 
3504, 
5296, 
6330, 
7131, 
7807, 
8641, 
9167, 
9577, 
10 107, 
10866, 
11128, 
11503, 
12377, 
13390, 
14049, 
14640, 
15299, 
15732, 
16067, 
16521, 
17162, 


6331, 6596, 6740, 


9259. 9322, 9327, 


10920, 
11178, 
11744, 
12392, 
13658, 
14122, 
14926, 
15336, 
15861, 
16081, 
16530, 
17284, 
17321, 
18803. 


10959, 


15901, 
16200, 


17823, 


1468, 1541, 1694, 1714, Rentenbriefen ſteht es auch frei, dieſelben mit der Poſt 
1995, 2079, 2174, 2270, an die Rentenbank⸗Kaſſe portofrei einzuſenden und den 
2540, 2557, 2584, 2662, Antrag zu ſtellen, daß die Uebermittelung des Gelb: 
3431, 3699, 3712, 3811. [betrages auf gleichem Wege und, fomelt ſolcher die 
Stück Nr. 166, 701, 1010, Summe von 400 Mark nicht überſteigt, durch Poſt⸗ 
2026, 2894, 2972, anweiſung, jedoch auf Gefahr und Koſten des Empfängers 
3585, 4071, 4536, erfolge. Einem ſolchen Antrag iſt eine ordnungsmäßige 
5406, 5768, 5868, Quittung beizufügen. 


Vom 1. April 1891 ab hort die Verzinſung 


7262, 7270, 7536, der ausgelooſten Rentenbriefe auf und es wird der Werth 
8012, 8060, 8097, der etwa nicht mit eingelieferten Coupons bei der Aus: 
8674, 8701, 8765, zahlung vom Kapital in Abzug gebracht. 


Die Verjährung der ausgelooſten Rentenbriefe tritt 


9713, 9809, 9813, nach den Beſtimmungen des § 44 d. g. G. binnen 10 
103 17, 10639, Jahren ein. 


Hierbei machen wir zugleich darauf aufmerkſam, 


11273, daß die Nummern aller gekündigten, reſp. zur Einlöſung 
11881, noch nicht präſentirten Rentenbriefe durch die von der 
12509, Redaction des Königlich Preußiſchen Staatsanzeigers 
13663, in Berlin herausgegebene „Allgemeine Verlooſungs⸗ 
14209, Tabelle“ im Mai und November jeden Jahres ver⸗ 
14991, oͤffentlicht werden. 
15434, gedachten Redaction für 25 Pfg. käuflich. 


Das Stück dieſer Tabelle iſt bei der 


* 


Königsberg in Pr., den 12. November 1890. 
Königliche Direction 


16652, der Rentenbank für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen. 
17362, 21) 


Bekanntmachung. 
Die am 2. Januar 1891 fälligen Zinskoupons 
unſerer ſämmtlichen Pfandbriefe werden vom 15. De⸗ 


253, 836, 855, zember 1899 ab ſowohl hier an unſerer Kaffe, Hunde⸗ 


* r 1 
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gaſſe Nr. 56, in den Stunden von 9 bis 12 Dër" Abgangs⸗Prüfung an der ſtädtiſchen Lehre⸗ 


Vor⸗ und 3 bis 5 Uhr Nachmittags wie: 
in Berlin bei der Preußiſchen Hypotheken⸗Verſicherungs⸗ 
Actien⸗Geſellſchaft, Mauerſtraße 66, 
in Königsberg in Pr. bei Herrn Friedr. Laubmeyer, 
Kirchenſtraße 7, 
in Marienwerder bei Herrn M. Hirſchfeld 
in deren Geſchäftsſtunden 
baar und unentgeltlich eingelöſt. 

Bei Präſentation mehrerer Coupons iſt ein Ver⸗ 
zeichniß, in dem die Appoints geſondert und arithmetiſch 
geordnet aufgeführt ſtehen, zu übergeben. 

Mit Ablauf dieſes Jahres verjähren die im Jahre 
1886 fällig gewordenen, bis dahin nicht abgehobenen 
Zlnscoupons. 

Danzig, im Dezember 1890. 

Danziger Hypotheken⸗Verein. 


22) Auf Grund der Prüfungsordnung für Lehrerinnen 
und Schulvorſteherinnen vom 24. April 1874 werden 
im Jahre 1891 folgende Prüfungstermine abgehalten 
werden: 

1. Abgangs⸗Prüfung an der ſtädtiſchen Lehrer 
rinnen⸗Bildungsanſtalt in Danzig; zugleich 
Prü fung der nicht in der Seminarklaſſe vor⸗ 
gebildeten Kandidatinnen ſowie der Schulvor⸗ 

ſteherinnen 
und zwar: 
a. Prüfung der Lehrerinnen: 
am 20. und 21. Februar ſchriftliche Prüfung, 
am 25., 26. und 27. Februar mündliche Prüfung, 
b. Prüfung der Schulvorſteherinnen 
am 24. Februar. 

2. Abgangsprüfung an der ſtädtiſchen Lehre⸗ 
rinnen⸗Bildungsanſtalt in Marienburg. 
am 6. und 7. Februar ſchriftliche Prüfung, 
am 11. und 12. Februar mündliche Prüfung. 

3. Abgangsprüfung an der ſtädtiſchen Lehre⸗ 
rinnen⸗Bildungsanſtalt in Graudenz. 
am 5. und 6. Juni ſchriftliche Prüfung, 
am 9. und 10. Juni mündliche Prüfung. 

4. Abgangs⸗Prüfung am katholiſchen Marine⸗ 
ſtift in Berent 
am 26. und 27. Juni ſchriftliche Prüfung, 
am 30. Juni und 1. Juli mündliche Prüfung, 

5. Abgangs-Prüfung an der ſtädtiſchen Lehre⸗ 
rinnen⸗Bil dungsanſtalt in Marienwerder. 
am 8. und 9. Mai ſchriftliche Prüfung, 
am 12. und 13. Mai mündliche Prüfung. 

6. Commiſſions⸗Prüfung an der ſtädtiſchen 
Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalt in Elbing, ver⸗ 
bunden mit Prüfung der Schulvorſteher innen 

und zwar: 
a. Lehrerinnen⸗Prüfung 
am 11. und 12. September ſchriftliche Prüfung, 
am 16. und 17. September mündliche Prüfung, 
b. Schulvorſteherinnen⸗Prüfung 
am 15. September. 


rinnen⸗Bildungsanſtalt in Thorn 
am 25. und 26. September ſchriftliche Prüfung, 
am 30. September und 1. Oktober mündliche Prüfung. 
Die Meldung zur Lehrerinnen⸗Prüfung erfolgt 
ſpäteſtens vier Wochen vor dem angeſetzten Termine 
bei dem unterzeichneten Collegium unter der beſtimmten 
Angabe, ob die Prüfung für Volksſchulen oder für 
mittlere und höhere Mädchenſchulen gewünſcht wird. 


Der Meldung ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
blatte der vollſtändige Name, der Geburtsort, das 
Alter, die Confeſſion und der Wohnort der Be⸗ 
werberin angegeben iſt, 

der Tanfı bezw. Geburtsſchein, durch den das 
vollendete 18. Lebensjahr nachgewieſen ſein 
muß. (Ein Altersdispens findet nicht ſtatt.) 

.Die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ 
bildung und die etwa ſchon beſtandenen Prü⸗ 
fungen, 

. ein amtliches Führungs⸗Zeugniß (für die Ab⸗ 
gangs⸗Prüfung iſt ein Zeugniß der Anſtalt aus⸗ 
reichend), 

. ein ärztliches Atteſt über den Geſundheitszuſtand 
der Bewerberin. 

Wird die Zulaſſung zur Prüfung ge⸗ 
nehmigt, ſo erfolgt kein beſonderer Beſcheid. 


Die perlönliche Meldung derjenigen Bewerberinnen, 
welche der Seminarklaſſe der Anſtalt, an welcher die 
Prüfung ſtattfindet, nicht angehören, erfolgt am Tage 
vor der Prüfung Abends 6 Uhr zu Danzig in dem 
Lokale der Victoriaſchule, Holzgaſſe 24 bei dem Herrn 
Director Dr. Neumann und in Elbing bei dem Director 
der höheren Töchterſchule Herrn Dr. Witte, an welche 
auch die Prüfungsgebühren im Betrage von 12 Mark 
zu entrichten ſind. 


Die ſchriftliche Meldung zur Schulvorſtehe⸗ 
rinnen⸗Prüfung erfolgt ſpäteſtens drei Monate vor 
dem angeſetzten Termine bei dem unterzeichneten Col⸗ 
legium und ſind derſelben außer den obenerwähnten 
ad 1—5 aufgeführten Zeugniſſen noch die Aus⸗ 
weiſe darüber beizufügen, daß die Bewerberin mindeſtens 
fünf Jahre im Lehramte thätig geweſen iſt, und min⸗ 
deſtens zwei Jahre in Schulen unterrichtet hat. Jeder 
Examinandin wird von uns unmittelbar nach ihrer 
Meldung zur Vorſteherinnen⸗Prüfung ein Thema zu 
einem Aufſatze aus der Erziehungs⸗ und Unterrichts⸗ 
lehre aufgegeben werden, welchen dieſelbe binnen acht 
Wochen ſpäteſtens aber vierzehn Tage vor dem 
Prüfungstermine mit der Verſicherung einzureichen hat, 
keine anderen, als die von ihr angegebenen Hilfsmittel 
dabei benutzt zu haben. 


Die perſönliche Meldung erfolgt ebenfalls am 
erſten Tage vor der Prüfung in Danzig beim Director 
der Victoriaſchule Herrn Dr. Neumann und in Elbing 
bei dem Director der höheren Tochterſchule Herrn Dr, 
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Witte; an biefelben find auch die Prüfungs⸗Gebühren 
mit 12 Mark zu entrichten. 
Danzig, den 28. November 1890. 
Königliches Provinzial⸗Schul⸗Collegium. 


24) In Gemäßheit der Prüfungs⸗Ordnung vom 5. 
Auguſt 1887 haben wir zur Prüfung der Sprach⸗ 
lehrerinnen für den franzöſiſchen und engliſchen Sprach⸗ 
unterricht an mittleren und höheren Mädchenſchulen, 
ſoweit die Befähigung zur Ertheilung dieſes Unterrichts 
23) Auf Grund der von dem Herrn Miniſter der! nicht ſchon durch erfolgreiche Ablegung der Lehrerinnen⸗ 
geiſtlichen pp. Angelegenheiten unterm 22. October 1885 Prüfung in Gemäßheit der Prüfungsordnung vom 
erlaſſenen Prüfungsordnung werden zur Prüfung der 24. April 1874 nachgewieſen worden iſt, für das Jahr 
Handarbeitslehrerinnen vor einer hierzu beſonders er 1891 folgende Prüfungstermine vor einer hierzu bes 
nannten Commiſſion für das Jahr 1891 folgende Ter⸗ſonders ernannten Commiſſion an der höheren Mädchen⸗ 
mine hierſelbſt anberaumt: ſchule (Viktoriaſchule) Holzgaſſe Nr. 24 hierſelbſt an⸗ 

a) Frühjahrstermin den 17. und 18. März, beraumt und zwar: 

b) Herbſttermin den 10. und 11. November. a) Frühjahrstermin 

Zur Prüfung werden zugelaſſen: ſchriftliche Prüfung am 21. Februar, 

1. Bewerberinnen, welche bereits die Befähigung zur mündliche Prüfung am 25. Februar. 
Ertheilung von Schulunterricht vorſchriftsmäßig b) Herbſttermin 
nachgewieſen haben; ſchriftliche Prüfung am 10. Oktober, 

2. ſonſtige Bewerberinnen, wenn ſie eine ausreichende mündliche Prüfung am 13. Oktober. 
Schulbildung nachweiſen, und wenn fie am Tage Zu der Prüfung werden nur ſolche Bewerberinnen 
der Prüfung das 18. Lebensjahr vollendet haben. zugelaſſen, welche das 18. Lebensjahr vollendet und ihre 

Die ſchriftliche Anmeldung muß vler Wochen ſittliche Unbeſcholtenheit, ſowie ihre körperliche Befähi⸗ 
vor dem Prüfungstermine bei uns eingereicht werden. gung zur Verwaltung eines Lehramtes nachgewieſen 
Derſelben ſind beizufügen: haben. 

a) von ſolchen, welche bereits eine Prüfung als Leh⸗ Die ſchriflliche Meldung für die Prüfung iſt 
rerin beſtanden haben: ſpäteſtens 4 Wochen vor dem Prüfungstermine an uns 
1. das Zeugniß über dieſe Prüfung, einzureichen. In derſelben iſt anzugeben, ob die Ab⸗ 
2. ein amtliches Zeugniß über ihre bisherige legung der Prüfung in beiden Sprachen und wenn nur 

Thätigkeit als Lehrerin; in einer, in welcher von beiden, beabſichtigt wird. Der 

b. von den übrigen Bewerberinnen: Meldung ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſtgefertigter, in deutſcher Sprache abge⸗ 1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel⸗ 
faßter Lebenslauf, auf deſſen Titelblatte der blatt der vollſtändige Name, der Geburtsort, das 
vollſtändige Name, der Geburtsort, das Alter, Alter, die Confeſſion und der Wohnort der Be⸗ 
die Confeſſion, der Wohnort der Bewerberin werberin anzugeben iſt, 
und die Art der gewünſchten Prüfung (ob für . ein Tauf⸗ bezw. Geburtsſchein, 
miulere und höhere Mädchenſchulen oder für Zeugniſſe über die bisher empfangene Schulbildung 
Volksſchulen) anzugeben iſt; und über etwa ſchon beſtandene Prüfungen, 

. ein Zant: bezw. ein Geburteſchein; . ein amtliches Führungszeugniß, 

. ein Geſundheitsatteſt, ausgeſtellt von einem . ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 
Arzte, der zur Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte ausgeſtelltes Zeugniß über den 
berechtigt iſt; Geſundheitszuſtand. 

ein Zeugniß über die von der Bewerberin Erfolgt auf die ſchriftliche Meldung kein Be⸗ 
erworbene Schulbildung und die Zeugniſſe über|fcheid, fo iſt die Zulaſſung zur Prüfung von uns ges 
die etwa ſchon abgelegte Prüfung als Turn⸗ nehmigt worden. 

lehrerin, Zeichenlehrerin u. ſ. w. Die perſönliche Meldung der Bewerberinnen hat 
ein Zeugniß über die erlangte Ausbildung alsſam erſten Prüfungstage Morgens 8 Uhr in der Viktoria⸗ 
Handarbeitslehrerin; ſchule hierſelbſt beim Herrn Director Dr. Neumann 

6. ein amtliches Führungszeugniß, ausgeſtellt von zu erfolgen. Vor dem Eintritt in die Prüfung iſt eine 

einem Geiftiihen oder von der Ortsbehörde. Prüfungsgebühr von 12 Mk. zu entrichten. 

Erfolgt auf die Anmeldung kein Beſcheid, ſo iſt Danzig, den 28. November 1890. 
die Zulaſſung zur Prüfung von uns genehmigt worden. Königliches Provinzial⸗Schul⸗Collegium. 

Die perſönliche Meldung der Bewerberinnen hat[ 25) Zur Prüfung derjenigen Lehramtskandidaten, 
am erſten Prüfungstage Morgens 8 Uhr in der Victoria- welche die Volksſchullehrer-Prüfung abzulegen bes 
ſchule hierſelbſt (Holzgaſſe Nr. 24) bei dem Herrn abſichtigen, haben wir — gleichzeitig mit der Prüfung 
Director Dr. Neumann zu erfolgen, an den vor dem der Seminar⸗Abiturienten — für das Jahr 1891 fol⸗ 
Eintritte in die Prüfung eine Prüfungsgebühr von gende Termine anberaumt: 

Mark zu entrichten iſt. 1. beim Seminar in Berent 
Danzig, den 28. November 1890. ſchriftliche Prüfung am 23., 24. und 25. April, 

Koͤnigliches Provinztal⸗Schul⸗Collegium. mündliche Prüfung am 28., 29. und 30. April. 
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2. beim Seminar in Pe. Friedland 
ſchriftliche Prüfung am 27., 28. und 29. Auguſt, 
mündliche Prüfung am 1., 2. und 3. September. 

3. beim Seminar in Graudenz 
ſchriftliche Prüfung am 26., 27. und 28. Februar, 
mündliche Prüfung am 3., 4. und 5. März. 

4. beim Seminar in Löbau 

ſchriftliche Prüfung am 12., 13. und 14. März, 
mündliche Prüfung am 17., 18. und 19. März. 

5. beim Seminar in Marienburg 

a. Entlaſſungs-Prüfung 

ſchriftliche Prüfung am 5., 6. und 7. März, 
mündliche Prüfung au 10., 11. und 12. März. 
b. Entlaſſungs⸗Prüfung für den Nebenkurſus: 
ſchriftliche Prüfung am 15, 16. und 17. Oktober, 
mündliche Prüfung am 20., 21. und 22. October. 3. der Impfſchein. 

6. beim Seminar in Tuchel. Die perſönliche Meldung zur Prüfung hat am 
ſchriftliche Prüfung am 17., 18. und 19. September, erſten Prüfungstage */,8 Uhr bei dem Herrn Vorſteher 
mündliche Prüfung am 22., 23. und 24. September. der Anſtalt zu erfolgen. 

Diejenigen Schulamtsbewerber, welche an einer Der Kurſus iſt zweijährig. 
dieſer Prüfungen Theil zu nehmen wünſchen, haben Das an die Anſtaltskaſſe zu entrichtende Schul⸗ 
ſpäteſtens drei Wochen vor dem Prüfungstermine bei geld beträgt jährlich 36 Mark. Die Zöglinge haben 
dem unterzeichneten Provinzial⸗Schul⸗Collegium unter für Wohnung, Beköſtigung pp. ſelbſt zu ſorgen, ſie er⸗ 
Beifügung folgender Schriftſtücke ihre Meldung ſchrift⸗ halten dagegen nach Maßgabe ihrer Würdigkeit und Be⸗ 
lich einzureichen: dürftigkeit Schulgeldbefreiung und Geldunterſtützungen 
1. eines Taufzeugniſſes (Geburtsſcheines), beziehungsweiſe in der Anſtalt zu Pr. Stargard freie 
2. eines Zeugniſſes von einem zur Führung eines Wohnung, Heizung und Licht. 
Dienſtſiegels berechtigten Arzte über normalen Danzig, den 28. November 1890. 
Geſundheitszuſtand, in welchem der ſtattgefundenen Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. 
Impfung und Wiederimpfung zu erwähnen iſt, 27) Zur Abhaltung der Entlaſſungs Prüfungen an 
3, eines ſelbſtgefertigten Lebenslaufes, auf deſſen den Königlichen Präparanden⸗Anſtalten unſeres Bezirks, 
Titelblatte der Name, Tag und Jahr der Geburt, zu welchen auch Zöglinge aus privater Vorbildung zu⸗ 
Geburts⸗ und gegenwärtiger Wohnort, Stand der gelaſſen werden, um die Befähigung zum Eintritt in 
Eltern und Name des Vorbildners anzugebenſein Schullehrer⸗Seminar zu erlangen, haben wir für 
ſind, das Jahr 1891 folgende Termine feſtgeſetzt: 
eines amtlichen, von dem betreffenden Kirchſpiels⸗ J. bei der Präparanden⸗Anſtalt zu Dt. Crone 
geiſtlichen ausgeſtellten Zeugniſſes über die ſitt⸗ ſchriftliche Prüfung am 6. April, 
liche Befähigung zum Schulamt. mündliche Prüfung am 7. April; 
Eine Probezeichnung und eine Probeſchrift, 2. bei der Präparanden⸗Anſtalt zu Rehden 
beide mit der Verſicherung ſelbſteigener Anfertigung get: ſchriftliche Prüfung am 14. Februar, 
ſehen, find dem Seminar ⸗Director bei der perſönlichen mündliche Prüfung am 16. und 17. Februar; 
Meldung zu überreichen. 3. bei der Präparanden⸗Anſtalt zu Schwep 
Dieſe erfolgt am Tage vor dem Prüfungstermin, ſchriftliche Prüfung am 17. Februar, 
Abends 6 Uhr. mündliche Prüfung am 18. und 19. Februar; 
Meldungen, welche nicht bis zum feſtgeſetzten! 4. bei der Präparandenanſtalt zu Pr. Stargard 
Termin eingehen, werden ohne Ausnahme zurückge- ſchriftliche Prüfung am 19. Februar, 
wieſen. mündliche Prüfung am 20. und 21. Februar. 
Erfolgt auf die Meldung kein Beſcheid, ſo Die Aspiranten haben ſich ſchon am Tage vor 
iſt die Zulaſſung zur Prüfung dieſſeits ge- der Prüfung Abends 6 Uhr bei dem Herrn Anſtalts⸗ 
nehmigt. Vorſteher perſönlich zu melden. 
Danzig, den 30. November 1890. Wir bringen dies hierdurch zur öffentlichen Kennt⸗ 
Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. niß mit dem Bemerken, daß die Examinanden beim 
26) Zur Prüfung der Aspiranten, welche in der Eintritt in das Seminar das 17. Lebensjahr zurück⸗ 
Königlichen Präparanden⸗Anſtalt ihre Vorbildung für [gelegt haben müſſen, bei einem Altersmangel bis zu 6 
das Schullehrer⸗Seminar zu erhalten wünſchen, haben Monaten jedoch das unterzeichnete Provinzial⸗Schul⸗ 
wir für das Jahr 1891 folgende Termine feſtgeſetzt: kollegium auf vorher zu ſtellenden Antrag, dem der 
1. bei der Präparanden⸗Anſtalt zu Di. Krone Taufſchein beizulegen iſt, Dispens ertheilen kann. 
ſchriftliche Prüfung am 8. April, Folgende Zeugniſſe bezw. Schriftſtücke müſſen 


mündliche Prüfung am 9. April. 

2. bei der Präparanden⸗Anſtalt zu Rheden 
ſchriftliche Prüfung am 14. April, 
mündliche Prüfung am 15. April. 

3. bei der Präparanden⸗Anſtalt zu Schwetz 
ſchriftliche Prüfung am 15. April, 

mündliche Prüfung am 16. und 17. April. 
4. bei der Präparanden⸗Anſtalt zu Pr. Stargard 

ſchriftliche Prüfung am 9. April, 

mündliche Prüfung am 10. und 11. April. 

Die ſchriftliche Meldung iſt ſpäteſtens 8 Tage 
vor dem Prüfungstermine bei dem Anſtaltsvorſteher zu 
bewirken. Derſelben ſind beizufügen: 

1. der Taufſchein (Geburtsatteſt), 
2. das Schulabgangszeugniß 
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ſpäteſtens 3 Wochen vor den Prüfungstermine dem 
Herrn Anſtalts⸗Vorſteher eingeſandt werden: 

1. Taufatteſt (Geburtsſchein), 

2. Impfſchein, Revaccinationsſchein und Geſund⸗ 
heitszeugniß, ausgeſtellt von einem zur Füh⸗ 
rung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte, 

3. Lebenslauf, auf deſſen Titelblatt Name, Tag 
und Jahr der Geburt, Geburts⸗ und gegen⸗ 
wärtiger Wohnort, Stand der Eltern, ſowie 
Name und Wohnort des Präparandenbildners 
überſichtlich anzugeben iſt, 

4. Zeugniſſe über die genoſſene Vorbildung; dazu 
gehört der hinſichtlich der Richtigkeit von dem 
Localſchul⸗Inſpector beſcheinigte Ausweis des 
Präparandenbildners über die Zeit und Art 
der Vorbildung, ſowie über die Erfolge 
derſelben, 

5. ein amtliches, von dem betreffenden Kirch⸗ 
ſpiels⸗Geiſtlichen ausgeſtelltes Zeugniß über 
den bisherigen Lebenswandel. 

Meldungen, welche nach dem beſtimmten Termine 

eingehen, werden zurückgewieſen. 

Danzig, den 28. November 1890. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 
28) Auf Grund der Prüfungs >» Ordnung vom 27 
Juni 1878 haben wir den nächſtjährigen Prüfungs: 
termin für Lehrer an Taubſtummen⸗Anſtalten auf 
den 18. und 19. November 
anberaumt. 

Die perſönliche Meldung hat am 17. November 
Abends 6 Uhr in der Taubſtummen⸗Anſtalt zu Marien⸗ 
burg bei dem Herrn Director Hollenweger zu erfolgen, 
welcher den Gang der Prüfung mittheilen und die 
Prüfungs⸗Gebühren von 12 Mk. in Empfang nehmen 
wird. 

Zu dieſer Prüfung werden zugelaſſen: 

Geiſtliche, Kandidaten der Theologie, ſowie Volks⸗ 
ſchullehrer, welche die zweite Prüfung beſtanden, ſich 
mindeſtens zwei Jahre mit Taubftummen = Unterricht 
beſchäftigt haben und ſich über ihre bisherige ordnungs⸗ 
mäßige Führung auszuweiſen vermögen. 

Die Meldung zur Prüfung iſt binnen 8 Wochen 
bei uns anzubringen. Derſelben ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel 
blatt der vollſtändige Name, der Geburtsort, das 
Alter, die Confeſſion und das augenblickliche 
Amtsverhältniß des Bewerbers anzugeben iſt, 

2. die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ 
oder Univerſitätsbildung, 
abgelegten Prüfungen, 


Bewerbers im Taubſtummen⸗ Unterricht, 
. ein amtliches Führungszeugniß, und 
ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 
berechtigten Arzte ausgeſtelltes Zeugniß über nor⸗ 
malen Geſundheitszuſtand. 
Jeder Examinand erhält von uns unmittelbar nach 
feiner Meldung ein Thema aus dem Gebiete des Taub⸗ 


nm 


30) 


ſtummenweſens, deſſen Bearbeitung er binnen langſtens 
6 Monaten mit der Verſicherung einzureichen hat, daß 
er keine anderen als die von ihm angegebenen Hilfs⸗ 
mittel benutzt habe. 
Danzig, den 28. November 1890. 
Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 
29) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiete. 


Auf Grund des 8 362 des Strafgeſetzbuchs: 


1. Roſa Borowski, Wittwe, geboren im Jahre 1824 
zu Bendzin, Ruſſiſch⸗Polen, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wegen Landſtreichens, vom Königlich 
preußiſchen Regierungspräſidenten zu Oppeln, vom 
24. Oktober d. J. 

2. Bertha Borowski, ledig, geboren im Jahre 1872 
zu Bendzin, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Landſtreichens, vom Königlich preußiſchen Regie⸗ 
r zu Oppeln, vom 24. Oktober 

. 38 


3. Karl Elsner, Brauer, geboren am 2. Juli (Juni) 
1858 zu Jauernig, Bezirk Freiwaldau, Oeſter⸗ 
reichiſch⸗Schleſien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Landſtreichens, vom Königlich preußiſchen Regie⸗ 
rungs⸗Präſidenten zu Potsdam, vom 30. Oktober 
d. 38. 

4. Heinrich Honig, Schneider, geboren am 4. No⸗ 
vember 1873 zu Roermond, Niederlande, orts⸗ 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, vom 
Königlich preußiſchen Regierungspräſidenten zu 
Düſſeldorf, vom 3. November d. J. 

5. Rudolf Huber, Arbeiter, geboren am 28. Auguſt 
1842 zu Neutitſchein, Mähren, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wegen Landſtreichens und Betteins, vom 
Königlichen Polizeipräſidenten zu Berlin, vom 1. 
Oktober d. J. 

6. Friederike Marſenger, lediges Dienſtmädchen, 
geboren am 10. Dezember 1870 zu Kerndorf, Be⸗ 
zirk Senftenberg, Böhmen, ort£angehörig zu Schwarze 
waſſer, ebendaſelbſt, wegen gewerbsmäßiger Unzucht, 
vom Königlich preußiſchen Regierungspräſidenten 
zu Oppeln, vom 15. Auguſt d. J. 

7. Vitus Wagner, Eiſenbahnarbeiter, 35 Jahre alt, 
geboren zu Klein⸗Zdikau, Bezirk Strakonitz, Gut, 
men, wegen Bettelns, vom Stadtmagiſtrat Amberg, 
Bayern, vom 30. September d. J. 

Die durch Beſchluß des Königlich preußiſchen 


ſowie über die bisher Regierungspräſidenten zu Breslau vom 8. März 1886 
verfügte Ausweisung des Färbers Joſef Klinger (Gen, 
3. ein Zeugniß über die bisherige Thätigkeit des tralblatt S. 


125 Ziffer 2) iſt zurückgenommen. 
Perſonal⸗Chronik. 
Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben geruht, 


dem Oberamtmann Chales de Beaulieu in Schero⸗ 
kopaß und dem Oberamtmann Temme in Bottſchin 
lden Character als „Amtsrath“ zu verleihen. 
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Der ſeitherige Prediger Eugen Falkner aus von Bromberg nach Barlenſtein, Hagemann von Elbing 
Saalfeld in Oſtpreußen iſt zum Pfarrer an der evan⸗ nach Ortelsburg II; 
geliſchen Kirche zu Stuhm in der Diozeſe Marienwerder die Landmeſſer: Reuſch von Bromberg nach 
von dem Patronate berufen und von dem Königlichen Oſtrowo, Reg. Bez. Poſen, Rheindorff von Labiau 
Konſiſtorium beſtätigt worden. nach Königsberg in Pr., Tiedtke von Konitz Weſtpr. 

Verſetzt: Die Stations⸗Vorſteher 2. Klaſſe Dutz nach Ortelsburg 1, 
von Danzig l. Thor nach Laskowitz und Kemmnitz der Spezialkommiſſions⸗Secretär Cierocki von 
von Laskowitz nach Danzig l. Thor. Oſterode Oſtpr. nach Konitz Weſtpr. 

Der frühere Vicefeldwebel Franz Kaiſer iſt zum Dem Vermeſſungs⸗Inſpector Wächter zu Brom⸗ 
Kreisbolen bei dem Königlichen Landrathsamte Stras- berg iſt die Vermeſſungs⸗Inſpeckorſtelle bei der Königl. 
burg ernannt. General⸗Kommiſſion vom 1. October 1890 ab endgültig 

Dem bisherigen interimiſtiſchen Rentmeiſter Müller übertragen worden. 
in Tuchel iſt die Verwaltung der dortigen Königlichen Zu Spezialkommiſſions⸗Büreaudlätarien find er: 
Kreiskaſſe endgültig übertragen worden. nannt: die bisherigen Büreauanwärter, Militäran⸗ 

Der Butöverwalter Burandt in Schewen iſt nach wärter Jäne zu Ortelsburg II, Civilanwärter Kalweit 
abgelaufener Amtsperiode wiederum zum Stellvertreter zu Labiau. 
des Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk Pr. Lanke, Ausgeſchieden und entlaſſen find: die Land: 
Kreiſes Brieſen, ernannt. meſſer Krenz und Fiſcher zu Poſen, Juſt zu Memel 

Der Königliche Förſter Sauermann in Woziwoda — vom 1. Januar 1891 ab —, der Spezialkommiſ⸗ 
iſt zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers des Amts: ſions⸗Büreaudiätar Arnſt, bisher zu Konitz 1, der Spe⸗ 
bezirks Woziwoda, Kreiſes Tuchel, ernannt. zialkommiſſions⸗Büreauanwärter, Militäranwärter Höft 

zu Konitz 1 vom 1. Januar 1891 ab. 
Perſonal⸗Veränderungen | In den Ru heſtand verſetzt ift: der Rechnungs⸗ 
der Königlichen General⸗Kommiſſion für rath Dolainski zu Bromberg. 
die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen und 
Poſen. KAN Erledigte Schulſtellen. 
| Die Rektorſtelle an der evangeliſchen Stadtſchule 

Aufgelöſt find: die bisherigen Spezialkommiſſio⸗ zu Chriſtburg, Kreis Stuhm, iſt erledigt. 
nen: Oſterode Oſtpr. ſeit 1. Auguſt 1890, Für das Rektorat geprüfte Kandidaten der Theo⸗ 

Bromberg 1 und Elbing 1 zum 1. October 1890. logie, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 

Eingerichtet iſt: eine zweite Spezialkommiſſion ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Koͤnig⸗ 
in Ortelsburg ſeit 1. October 1890. lichen Kreisſchulinſpector Herrn Steuer zu Rieſenburg 

Verſetzt find: die Regierungs⸗Aſſeſſoren: Winde ſchleunigſt zu melden. 


(Hierzu eine außerordentliche Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 51.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von N. Kanter’s Hofbuchdruckerei. x 
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Ertira-Beilage 
zu dem Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
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Statut 


für die 


Juwaliditäts⸗ und Alters⸗Verſicherungsanſtalt 
der Provinz Weſtpreußen. 


Auf Grund der §8 54 ff. des Geſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung 
vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) wird für die Verſicherungsanſtalt der Provinz 
Weſtpreußen unter dem Namen 

„Invaliditäts- und Alters ⸗Verſicherungsanſtalt der Provinz Weſtpreußen“, 
mit dem Sitz in Danzig das nachſtehende Statut errichtet. 


Allgemeine Beſtimmung. 
N Gei 
Die Angelegenheiten der Verſicherungsanſtalt werden nach Maßgabe des Geſetzes, der zur 
Durchführung deſſelben erlaſſenen Beſtimmungen und dieſes Statuts durch den Vorſtand (S 2), 
den Ausſchuß (8 8), die Vertrauensmänner ($ 14) und die etwa beſtellten beſonderen Konkrol⸗ 
Beamten ($ 17) verwaltet. 


Vorſtand. 
8 2. 


Zuſammenſetzung. 
Der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt beſteht aus denjenigen Beamten, welche gemäß $ 47 
Abſatz 1 des Geſetzes zur Wahrnehmung der Geſchäfte des Vorſtandes beſtellt worden Im, 
ſowie aus je einem Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten. 
Dieſe Vertreter werden vom Ausſchuß und zwar in getrennter Wahlhandlung von den 
Vertretern der Arbeitgeber und der Verſicherten aus der Zahl der nach § 50 des Geſetzes 
wählbaren Perſonen gemäß § 13 dieſes Statuts gewählt. Für jeden Vertreter iſt in gleicher 


Weiſe ein erſter und ein zweiter Etſatzmann zu wählen. Die Wahl erfolgt für die Dauer der 
Wahlperiode des Ausſchuſſes. Die Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. Sie bleiben 
nach Ablauf ihrer Amtsdauer ſo lange im Amt, bis ihre Nachfolger daſſelbe angetreten haben, 


8 3. 
Obliegenheiten. 


Dem Vorſtande liegt die geſammte Verwaltung der Verſicherungsanſtalt ob, ſoweit nicht 
einzelne Angelegenheiten durch Geſetz oder Statut dem Ausſchuß oder anderen Organen über⸗ 
tragen ſind. 

Der Vorſtand iſt befugt, mit den zuständigen Organen des Provinzialverbandes zu ver⸗ 
einbaren, daß die Bureau⸗, Kaſſen⸗ und anderen Geſchäfte der Verſicherungsanſtalt ganz oder 
zum Theil von Provinzialbeamten erledigt werden. 

Dieſe Beamten bleiben Provinzialbeamte und unterliegen den für die letzteren geltenden 
allgemeinen Beſtimmungen. 88 Itntine 


dend A 
Geſchäftsordnung. 

Den Vorſitz im Vorſtande führt der gemäß E 47 Abſatz 1 des Geſetzes beſtellte Vor: 
ſitzende. Der gemäß der vorgenannten Beſtimmung beſtellte ſtellvertretende Vorſitzende, im Falle 
der Behinderung deſſelben das dem Dienſtalter nach älteſte ſonſtige beamtete Mitglied des Vor⸗ 
ſtandes, vertritt den Vorſitzenden bei Behinderung oder im Auftrage deſſelben. Br 

Für die Geſchäftsordnung des Vorſtandes gelten folgende Vorſchriften. 
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SS 
Der Vorſitzende führt die laufenden Geſchäfte des Vorſtandes. 
Der kollegialiſchen Beſchlußfaſſung unterliegen folgende Angelegenheiten: 

1. die dem Ausſchuß zu machenden Vorlagen; 

2. die Fälle, in denen es ſich um die Entziehung der Invalidenrente handelt; 

3. die wegen Anlegung des Vermögens zu treffenden allgemeinen Maßregeln; 

4. die Beſchlußfaſſung über die Feſtſtellung des Jahreshaushalts; 

5. die Beſchlußfaſſung über die Anſtellung von Beamten; 

6. diejenigen Angelegenheiten, welche der Vorſitzende für die kollegialiſche Beſchlußfaſſung 
beſtimmt, oder deren kollegialiſche Erledigung von dem Reichs⸗Verſicherungsamt oder 
dem Staatskommiſſar gewünſcht wird. 

In eiligen Fällen kann die Abſtimmung ſchriftlich erfolgen. Darüber, ob ein Fall eilig 
iſt, entſcheidet der Vorſitzende. N 

Die Errichtung von Abtheilungen zur geſonderten, auch kollegialiſchen, Erledigung einzelner 
Angelegenheiten iſt zuläſſig. N 

In den zur kollegialiſchen Beſchlußfaſſung gelangenden Angelegenheiten beſtellt der Vor: 
ſitzende aus den Mitgliedern des Vorſtandes oder aus den Beamten der Verſicherungsanſtalt 
einen und nach Befinden einen zweiten Berichterſtatter. An der Abſtimmung nehmen nur 
die Mitglieder des Vorſtandes, und zwar in der Weiſe Theil, daß der Berichterſtatter zuerſt, 
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ſodann der zweite Berichterſtatter, demnächſt der Vertreter der Verſicherten, der Vertreter 
der Arbeitgeber und zuletzt die übrigen Mitglieder des Vorſtandes nach ihrem Dienſtalter ab⸗ 
ſtimmen. Das dem Dienſtalter nach jüngere Mitglied ſtimmt vor dem älteren. Bei gleichem 
Dienſtalter ſtimmt das an Lebensjahren jüngere Mitglied zuerſt. Der Vorſitzende ſtimmt ſtets 
zuletzt ab, auch wenn er ſich ſelbſt zum Berichterſtatter beſtellt hat. Im Falle der Stimmen⸗ 
gleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


§ 6. 

Die Willenserklärungen des Vorſtandes erfolgen unter dem Namen der Verſicherungsanſtalt 
mit dem Zuſatz „Der Vorſtand“; fie bedürfen der Unterſchrift des Vorſitzenden, welcher den Bor: 
ſtand nach außen vertritt. 

Der Vorſtand führt ein Siegel, deſſen Aufſchrift die Verſicherungsanſtalt bezeichnet. 

In Fällen, in welchen die Verſicherungsanſtalt gegenüber dem Vorſtande zu vertreten iſt, 
liegt dieſe Vertretung einem vom Ausſchuß aus ſeiner Mitte zu dieſem Zweck zu beſtellenden 
Bevollmächtigten ob. 0 


8 7. 
Die nichtbeamteten Mitglieder des Vorſtandes und deren Erſatzmänner haben Anſpruch 
auf Erſatz für baare Auslagen beziehungsweiſe für entgangenen Arbeitsverdienſt (§ 20). 


Ausſchuß. 
88. 
Zuſammenſetzung. 


Der Ausſchuß beſteht aus je zehn Vertretern der Arbeitgeber und der Verſicherten. Dieſe 
Vertreter, ſowie je ein erſter und ein zweiter Erſatzmann derſelben, werden nach Maßgabe der 
Së AB ff. des Geſetzes gewählt. 


* 
Obliegenheiten und Befugniſſe. 

Dem Ausſchuß liegt ob: 

1. Die Wahl je eines Vertreters der Arbeitgeber und der Verſicherten und je eines erſten 
und zweiten Erſatzmannes derſelben zu Mitgliedern des Vorſtandes ($ 2 Abjag 2); 

2. die Wahl der Beiſitzer der Schiedsgerichte ($ 18); 

3. die Prüfung der Jahresrechnung, die Aufſtellung von Erinnerungen gegen dieſelbe, ſo⸗ 
wie die Abnahme der Jahresrechnung (Entlaſtung), ſoweit hierüber nicht von der 
Landes⸗Zentralbehörde Beſtimmungen getroffen werden, und die Wahl von Mitgliedern 
zu ihrer Vorprüfung (§ 11); 

4. die Beſchlußfaſſung über die Bildung von Rückverſicherungsverbänden; die Bildung 

ſolcher Verbände bedarf der Zuſtimmung des Vorſtandes; 

die Beſchlußfaſſung über Abänderungen des Statuts (SG 33); 

die Ueberwachung der Geſchäftsführung des Vorſtandes; 
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7. die Beſchlußfaſſung über Veränderungen des Bezirks der Verſicherungsanſtalt, insbeſondere 
auch über den Anſchluß und das Ausſcheiden der nach 88 5 und 7 des Geſetzes zu⸗ 
gelaffenen beſonderen Kaſſeneinrichtungen; 

8. nach Anhörung des Vorſtandes die Beſchlußfaſſung über die Höhe der Beiträge, ſowie 
darüber, ob und inwieweit die Beiträge für die in derſelben Lohnklaſſe verſicherten 
Perſonen nach Berufszweigen verſchieden bemeſſen werden ſollen; 

9. mit Zuſtimmung des Vorſtandes die Beſchlußfaſſung über die zum Zweck der Kontrole 
zu erlaſſenden Vorſchriften; 

10. die Beſchlußfaſſung über den Angriff des Reſervefonds und deſſen Zinſen, ſowie über 
die Vertheilung eines etwaigen Fehlbetrages deſſelben auf die nächſten Beitragsperioden; 

11. die Stellung von Anträgen auf Geſtattung einer von der Vorſchrift des 855129 
Abſatz 1 des Geſetzes abweichenden Anlegung eines Theiles des Anſtaltsvermögens; 

12. die Beſchlußfaſſung über den Erlaß beſonderer Beſtimmungen wegen Berechnung der 
Beiträge in ſolchen Fällen, in welchen die Zahl der thatſächlich verwendeten Arbeits⸗ 
tage nicht feftgeftellt werden kann; 

13. die Beſchlußfaſſung über Anträge von Mitgliedern des Ausſchuſſes, ſoweit dieſe An⸗ 
träge Gegenſtände betreffen, welche zum Geſchäftskreiſe des Ausſchuſſes gehören; 

14. die Berathung und Beſchlußfaſſung über alle Angelegenheiten, welche dem Ausſchuß zu 
dieſem Zweck von dem Reichs⸗Verſicherungsamt, dem Staatskommiſſar, oder dem Vor⸗ 
ſtande vorgelegt werden. 


8 10. 
Geſchäftsordnung. 


Der Ausſchuß wird von dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt mindeſtens zehn Tage 
vor dem Verhandlungstage durch ſchriftliche Einladung der einzelnen Mitglieder berufen. Bei 
der Berufung iſt die Tagesordnung mitzutheilen. 

Auf Verlangen des Reichs⸗Verſicherungsamts, des Staatskommiſſars, oder von mindeſtens 
zwei Dritteln der Mitglieder des Ausſchuſſes ſind auf die Tagesordnung der Verſammlung, 
nöthigenfalls nachträglich, auch ſolche in den Geſchäftskreis des Ausſchuſſes gehörende Gegen⸗ 
ſtände zu ſetzen, deren Berathung durch den Ausſchuß von den bezeichneten Stellen gewünſcht 
wird. Das Verlangen muß jedoch ſpäteſtens drei Tage vor dem angeſetzten Verſammlungs⸗ 
tage ſchriftlich geſtellt ſein. Auch Angelegenheiten, welche nicht auf der Tagesordnung ſtehen, 
kann der Ausſchuß, ſofern dieſelben dringlich ſind, auf Antrag des Vorſtandes durch Beſchluß 
der Mehrheit zur Berathung ſtellen. Die Verhandlung und Beſchlußfaſſung über Anträge auf 
Berufung einer außerordentlichen Verſammlung des Ausſchuſſes iſt jederzeit zuläſſig. 

Diejenigen Mitglieder des Ausſchuſſes, welche am Erſcheinen verhindert ſind, haben dies 
dem Vorſitzenden des Vorſtandes thunlichſt frühzeitig mitzutheilen. Für die Behinderten ſind 
die Erſatzmänner nach der Reihenfolge ihrer Wahl einzuladen, ſofern dieſelben der Ladung noch 
rechtzeitig Folge leiſten können. 

Jede auf ſolche Weiſe berufene Verſammlung des Ausſchuſſes iſt beſchlußfähig, ſofern 
mindeſtens je fünf Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten anweſend ſind. Iſt die Ver⸗ 
ſammlung nicht beſchlußfähig, ſo kaun über die derſelben vorgelegten Gegenſtände eine ander⸗ 
weit berufene zweite Verſammlung ohne Rückſicht auf die Zahl und Art der erſchienenen Mit⸗ 
glieder gültig beſchließen, ſofern hierauf bei der Berufung hingewieſen worden iſt. 
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Die Verhandlungen finden am Sitze der Verſicherungsanſtalt ſtatt und ſind öffentlich. 
Für einzelue Gegenſtände kann durch beſonderen in geheimer Sitzung gefaßten Beſchluß die 
Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


9 11. 


Alljährlich findet eine ordentliche Verſammlung des Ausſchuſſes ſtatt. Derſelben iſt die 
Jahresrechnung zur Prüfung und etwaigen Aufſtellung von Erinnerungen, ſowie zur Abnahme 
( 9 Ziffer 3) vorzulegen. Die Jahresrechnung muß durch Mitglieder des Ausſchuſſes vor⸗ 
geprüft worden fein. Dieſe Mitglieder werden vom Ausſchuß alljährlich nach Maßgabe des 
§ 13 gewählt. Mindeſtens je eines der Mitglieder muß Vertreter der Arbeitgeber beziehungsweiſe 
der Verſicherten ſein. 

Außerordentliche Verſammlungen des Ausſchuſſes kaun der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt 
berufen, ſobald ihm dies im Intereſſe der letzteren erforderlich erſcheint. 8 

Außerordentliche Verſammlungen muß derſelbe binnen drei Wochen berufen, wenn dies 
von dem Reichs⸗Verſicherungsamt, oder von mindeſtens zwei Dritteln der Mitglieder des Zug, 
ſchuſſes unter Angabe der Gegenſtände, welche dem Ausſchuß zur Beſchlußfaſſung vorgelegt 
werden ſollen, ſchriftlich verlangt wird, und wenn dieſe Gegenſtände in den Geſchäftskreis des 
Ausſchuſſes gehören. 


9.12. 


Für jede Wahlperiode wird vom Ausſchuß aus ſeiner Mitte ein Vorſitzender und 
mindeſtens ein Stellvertreter deſſelben gewählt. 

Zur Unterſtützung des Vorſitzenden werden von demſelben aus der Mitte des Ausſchuſſes 
für die Dauer je einer Sitzung zwei Beiſitzer und ein Schriftführer beſtellt. 

Der Vorſitzende des Ausſchuſſes oder ſein Stellvertreter hat die Verhandlungen des Aus⸗ 
ſchuſſes zu eröffnen, zu leiten und zu ſchließen. Derſelbe iſt befugt, Ausſchußmitglieder, welche 
feinen zur Leitung der Verhandlung oder zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung ges 
troffenen Anordnungen nicht Folge leiſten, zur Ordnung zu rufen, denſelben das Wort zu ent⸗ 
ziehen und ſie mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes aus dem Verſammlungsraum zu verweiſen. 
Solange ein Vorſitzender oder ein Stellvertreter deſſelben nicht vorhanden iſt, werden deſſen 
Obliegenheiten von dem Vorſitzenden des Vorſtandes wahrgenommen. 

Außer den Vertretern der Landes⸗Zentralbehörde, ſowie des weiteren Kommunalverbandes 
der Provinz Weſtpreußen und außer dem Vertreter des Reichs⸗Verſicherungsamts, ſowie dem 
Staatskommiſſar kann auch jedes Mitglied des Vorſtandes an den Verhandlungen des Ausſchuſſes 
mit berathender Stimme theilnehmen. Daſſelbe gilt von denjenigen Beamten der Verſicherungs⸗ 
anftalt, welche der Vorſitzende des Vorſtandes dazu beſtimmt; dieſe können mit der Führung des 
Protokolls betraut werden. Alle dieſe Perſonen müſſen auf ihren Antrag jederzeit gehört werden. 

Die gefaßten Beſchlüſſe ſind unter Angabe des Tages der Sitzung und des Namens 
der Auweſenden in ein Protokollbuch einzutragen und von dem Vorſitzenden ſowie dem Schrift⸗ 
führer zu unterzeichnen. 


9 13. 


Die Abſtimmung erfolgt mit einfacher Mehrheit der in der Verſammlung abgegebenen 
Stimmen. Im Falle der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
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Wahlen werden in der Weiſe vorgenommen, daß jeder Stimmberechtigte auf einen Stimm⸗ 
zettel ſo viele verſchiedene Namen ſchreibt, als Perſonen zu wählen ſind. Gewählt ſind die⸗ 
jenigen Perſonen, auf welche die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefallen iſt. 
Stimmen, welche auf nicht Wählbare fallen, oder den Gewählten nicht deutlich bezeichnen, 
werden nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorfitzenden zu ziehende 
Loos. Die Wahl kann auch auf andere Weiſe (Zuruf, Handerheben :c.) erfolgen, wenn 
Niemand widerſpricht. 

Im Uebrigen regelt der Ausſchuß ſeinen Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung. 


Vertrauens männer. 
8 14. 
Beſtellung. 


Die Bezirke der Vertrauensmänner werden durch den Vorſtand feſtgeſetzt. 

Für jeden Bezirk find aus dem Kreiſe der Arbeitgeber und der Verſicherten je ein Ver⸗ 
trauensmann ſowie je ein Erſatzmann zu beſtellen, welcher den Vertrauensmann in Behinderungs⸗ 
fällen zu vertreten und im Falle des Ausſcheidens für denſelben einzutreten hat. Die Ver⸗ 
trauensmänner und ihre Erſatzmänner müſſen den Anforderungen des § 50 des Geſetzes genügen. 

Die Beſtellung der Vertrauensmänner und ihrer Erſatzmänner liegt dem Vorſtande der 
Verſicherungsanſtalt ob; derſelbe beſtimmt deren Amtsdauer. 

Der Vorſtand hat dafür Sorge zu tragen, daß die Bezirke, Namen und Wohnorte der 
Vertrauensmänner und ihrer Erſatzmänner, ſowie alle hierbei vorkommenden Veränderungen in 
einer den örtlichen Verhältniſſen des betreffenden Bezirks entſprechenden Weiſe zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht, auch der für den betreffenden Bezirk zuſtändigen unteren Verwaltungsbehörde 
mitgetheilt werden. 


8 15. 
Obliegenheiten und Befugniſſe. 
Die Vertrauensmänner haben den Vorſtand, ſowie die Arbeitgeber und die Verſicherten 
bei Erfüllung ihrer Pflichten zu unterſtützen, insbeſondere liegt ihnen ob: 

1. die gutachtliche Aeußerung über Anträge auf Bewilligung von Invalidenrenten, ſowie 
über die Entziehung derſelben; 

2. die Theilnahme an der Ueberwachung der Befolgung der zum Zweck der Kontrole von 
der Verſicherungsanſtalt erlaſſenen Vorſchriften; 5 

3. die Ueberwachung derjenigen Perſonen, welchen wegen dauernder (8 9 Abſatz 2 des 
Geſetzes) oder vorübergehender ($ 10 a. a. O.) Erwerbsunfähigkeit eine Invaliden⸗ 
rente bewilligt worden iſt, ſowie die Erſtattung einer Anzeige an den Vorſtand, falls 
zu ihrer Kenntniß kommt, daß in den Verhältniſſen des Empfängers einer Invaliden⸗ 
rente eine Veränderung eingetreten iſt, welche denſelben nicht mehr als dauernd erwerbs⸗ 
unfähig oder in den im § 10 a. a. O. vorgeſehenen Fällen nicht mehr als erwerbs⸗ 
unfähig erſcheinen läßt; 

4. die Erſtattung von Anzeigen über die zu ihrer Keuntniß kommenden Erkrankungen von 
Verſicherten, ſofern als Folge der Krankheit Erwerbsunfähigkeit zu beſorgen iſt, welche 
einen Anſpruch auf Invalidenrente begründet; mms 
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5. die Entgegennahme von Anträgen auf Rückerſtattung von Beiträgen (8$ 30 und 31 
des Geſetzes), die Aufklärung des Sachverhalts, ſowie die Weitergabe ſolcher Anträge an 
den Vorſtand, unter Abgabe einer gutachtlichen Aeußerung; 

6. die Erſtattung von Anzeigen über die zu ihrer Kenntniß kommenden Fälle, in welchen der 
Anſpruch auf Rente in Gemäßheit des § 34 des Geſetzes ruht; 

7. die Vertretung der Verſicherungsanſtalt vor dem Schiedsgericht auf Grund beſonderen 
Auftrages des Vorſtandes. 


8 16. 


Jedem Vertrauensmann und Erſatzmann iſt eine Dienſtanweiſung auszuhändigen, welche 
über die Befugniſſe und Obliegenheiten der Vertrauensmänner Auskunft giebt. Dieſelbe iſt 
mit dem Namen und der Angabe des Wohnorts des Vertrauensmanns (Erſatzmanns) zu ver⸗ 
ſehen und von dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt aufzuſtellen. Sie dient zugleich als 
Legitimation. 

Mit den aus dieſer Dienſtanweiſung ſich ergebenden Maßgaben ſind die Vertrauens⸗ 
männer befugt, von den Verſicherten Auskunft über Ort und Dauer ihrer Beſchäftigung, ſowie 
von Arbeitgebern und Verſicherten behufs Ausübung der Kontrole und Herbeiführung der etwa 
erforderlichen Berichtigungen gegen Beſcheinigung die Aushändigung der Quittungskarten zu verlangen. 


Kontrolbeamte. 
kA 
Der Vorſtand ift befugt, Kontrolbeamte zu beftellen und für dieſelben eine Dienftan- 
weiſung zu erlaſſen. 
Vertrauensmänner können zu Kontrolbeamten der Verſicherungsanſtalt beſtellt werden. 


Schiedsgerichtsbeiſttzer. 
8 18. 


Zu Beiſitzern eines jeden für die Verſicherungsanſtalt errichteten Schiedsgerichts werden 
zehn Vertreter der Arbeitgeber und ebenſoviel Vertreter der Verſicherten vom Ausſchuß nach 
den Vorſchriften des 5 71 des Geſetzes gewählt. In gleicher Weiſe werden für jedes Schieds⸗ 
gericht je zehn Hülfsbeiſitzer, welche am Sitz des Schiedsgerichts oder in nächſter Umgebung 
deſſelben ihren Wohnort haben müſſen, gewählt. 

Die Wahl der Schiedsgerichtsbeiſitzer erfolgt für die Dauer der Wahlperiode des Ausſchuſſes 
(§ 71 Abſatz 4 des Geſetzes). 


Ablehnung von Wahlen. 
8 19. 


Arbeitgeber der nach Maßgabe des Geſetzes verſicherten Perſonen ſowie bevollmächtigte 
Betriebsleiter ſolcher Arbeitgeber können die Wahlen zu Mitgliedern des Vorſtandes, zu Mit⸗ 
gliedern des Ausſchuſſes, zu Vertrauensmännern und Schiedsgerichtsbeiſitzern ablehnen: 
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1. aus deuſelben Gründen, aus welchen die Ablehnung des Amts als Vormund zuläſſig 
iſt, mit der aus Ziffer 2 ſich ergebenden Einſchränkung; der Führung einer Vormund⸗ 
ſchaft ſteht die Wahrnehmung eines auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze übertra⸗ 
genen Ehrenamts nicht gleich; 

2. wenn ſie zur Zeit der Wahl das fünfundſechszigſte Lebensjahr vollendet haben, oder 
daſſelbe bis zum Ablauf des Jahres, in welchem die Wahl erfolgt, vollenden würden; 

3. men fie zu den Beamten des Reichs, der Bundesſtaaten und der Kommunalverwal⸗ 
tungen, zu den Religionsdienern, zu den Mitgliedern einer deutſchen geſetzgebenden 
Verſammlung oder zu den Militärperſonen des aktiven Heeres oder der aktiven Marine 
gehören, wenn fie als praktiſche Aerzte oder als Apotheker ohne Gehülfen thätig find. 

Die auf Grund des Geſetzes der Verſicherungspflicht unterliegenden Perſonen ſind zur 

Ablehnung von Wahlen zu Mitgliedern des Vorſtandes, zu Mitgliedern des Ausſchuſſes ſowie 
zu Vertrauensmännern ohne Angabe von Gründen berechtigt, und zwar auch dann, wenn 
ſie ihrerſeits als Arbeitgeber verſicherungspflichtige Perſonen nicht bloß vorübergehend beſchäftigen. 
Die Wahl zu Beifigern der Schiedsgerichte können fie jedoch nur unter den im Abſatz 1 
bezeichneten Vorausſetzungen ablehnen. | 
Haben verſicherungspflichtige Perſonen die bezeichneten Wahlen angenommen, ſo können ſie 
das übernommene Ehrenamt innerhalb der Wahlperiode nur dann niederlegen, wenn inzwiſchen 
einer der im Abſatz 1 bezeichneten Ablehnungsgründe eingetreten iſt. 

Die Wiederwahl kann für eine Wahlperiode abgelehnt werden. 


Erſatz für baare Auslagen und für entgangenen Arbeits verdienſt. 
§ 20. f 
Die nicht beamteten Mitglieder des Vorſtandes, die Mitglieder des Ausſchuſſes, die Ver⸗ 
trauensmänner und die Schiedsgerichtsbeiſitzer erhalten für Wahrnehmung der Geſchäfte der 
Verſicherungsanſtalt: 
L In einer Entfernung von mehr als drei Kilometer außerhalb ihres Wohnortes: 
1. als Erſatz für Reiſekoſten, 

a. ſoweit die Reiſe auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen zurückgelegt werden kann, 
die Koſten einer Eiſenbahn-Fahrkarte II. Klaſſe, bei Dampfſchiffen I. Klaſſe, 
für die Hinreiſe und die Rückreiſe; 

b. im Uebrigen den Betrag, der für die Beförderung nachweislich erforderlich ge⸗ 
wefenen baaren Auslagen; 

Dabei wird jedesmal die kürzeſte fahrbare Straßenverbindung zu Grunde gelegt; 

2. als Erſatz ſonſtiger baaren Auslagen, welche ihnen bei Wahrnehmang der Ge⸗ 

ſchäfte der Verſicherungsanſtalt erwachſen, für einen halben Tag drei Mark, für einen 

ganzen Tag ſechs Mark, ſowie für jede nothwendig gewordene Uebernachtung einen 
weiteren Betrag von vier Mark. 

II. Junerhalb des Wohnortes oder bis zu einer Entfernung von drei Kilometer von dem⸗ 
ſelben Erſatz der ihnen bei Wahrnehmung der Geſchäfte der Verſicherungsanſtalt er⸗ 
wachſenen baaren Auslagen (ortsüblich aufgewendete Fuhrkoſten, Zehrungskoſten ꝛc.). 

Außer den in Ziffer I. und II. bezeichneten Bezügen wird den Vertretern der Verſicherten 

der ihnen nachweislich entgangene Arbeitsverdienſt zum vollen Betrage, mindeſtens aber zur 
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Höhe von täglich eine Mark fünfzig Pfennig vergütet, den Vertretern der Arbeitgeber aber eine weitere 
Entſchädigung (für Zeitverluſt u. ſ. w.) nicht gewährt. 

Der Vorſtand kann mit den vorgenaunten Perſonen als Erſatz für baare Auslagen, ſowie 
für entgangenen Arbeitsverdienſt Pauſchalſätze vereinbaren. 


g 21. 


Die Anweiſungen der nach § 20 zu gewährenden Vergütungen erfolgen für die Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes, die Mitglieder des Ausſchuſſes, ſowie für die Vertrauensmänner durch 
den Vorſtand der Verſicherungsanſtalt, für die Schiedsgerichtsbeiſitzer durch den Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts 


8 22. 


Die anweiſende Stelle iſt berechtigt, die Anweiſung der Vergütungen für Vertreter der 
Verſicherten, welche in einem die Verſicherungspflicht begründenden Arbeits- oder Dienſtverhält⸗ 
niſſe ſtehen, abzulehnen, ſofern ſich ergiebt, daß dieſelben in dem einzelnen Falle ihre Arbeit⸗ 
geber von der Berufung zur Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten nicht in Kenntniß geſetzt haben. 


Aufſtellung und Abnahme der Jahresrechnung. 
8 23. 


Für die Aufſtellung und Abnahme der Jahresrechnung gelten, ſoweit hierüber nicht von 
der Landes⸗Zentralbehörde Beſtimmungen getroffen werden (§ 54 Ziffer 8 des Geſetzes), 
nachſtehende Vorſchriften: 

Ueber die geſammte Geſchäftsverwaltung eines jeden Rechnungsjahres hat der Vorſtand 
vor dem Zuſammentreten der ordentlichen Jahresverſammlung des Ausſchuſſes (S 11) eine 
Rechnung nebſt einer Ueberſicht über das am Schluſſe des Rechnungsjahres vorhandene Ver⸗ 
mögen einſchließlich des Reſervefonds aufzuſtellen. Bei Aufſtellung der Rechnung und der 
Vermögenskiberſicht find insbeſondere folgende Vorſchriften anzuwenden: 

1. Werthpapiere, welche einen Börſenpreis haben, dürfen höchſtens zu dem Börſenpreiſe 
zur Zeit der Aufftellung, ſofern dieſer jedoch den Anſchaffungspreis überſteigt, höchſtens 
zu letzterem angeſetzt werden; 

2. andere Vermögensgegenſtände find böchſtens zu dem Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
preiſe anzuſetzen; 

3. Gebäude, Anlagen und ſonſtige Gegenſtände, welche dauernd zum Geſchäftsbetrieb der 
Verſicherungsanſtalt beſtimmt find, dürfen ohne Rückſicht anf einen geringeren Werth zu 
dem Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreiſe angeſetzt werden, ſofern ein der Abnutzung 
gleichkommender Betrag in Abzug gebracht oder ein derſelben entſprechender Erneue⸗ 
rungsfonds in Anſatz gebracht wird; 

4. die Verwaltungskoſten müſſen ihrem vollen Betrage nach in der Jahresrechnung als 
Ausgabe erſcheinen. 

Die Rechnungsabſchlüſſe find zu veröffentlichen (§S 25). 


8 24. 


Den mit der Vorprüfung der Jahresrechnung beauftragten Mitgliedern des Ausſchuſſes 
(§ 9 Ziffer 3, § 11 Abſatz 1) iſt die Einſicht der Bücher und Akten der Verſicherungsanſtalt, 
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ſowie die Unterſuchung des Beftandes der Anſtaltskaſſe und der Beſtände an Werthpapieren 
zu geſtatten. 8 


Bekanntmadungen. 
8 25. 


Die Bekanntmachungen der Verſicherungsauſtalt müſſen vorbehaltlich der weitergehenden 
Beſtimmung des § 14 Abſatz 4 in denjenigen Blättern erfolgen, welche zu den Veröffent⸗ 
lichungen der höheren Verwaltungsbehörden, über deren Bezirke ſich die Verſicherungsanſtalt er⸗ 
ſtreckt, beſtinnnt find. 

Außerdem kaun der Vorſtand die Veröffentlichung einzelner Bekanntmachungen in anderen, 
hierzu geeigneten Blättern oder auf andere Weiſe bewirken. 


Beſondere Beſtimmungen über Eutrichtung und Einziehung der Beiträge. 
8 26. 


Für diejenigen Verſicherten, welche einer Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau⸗, Junungskranken⸗ 
kaſſe, einer Knappſchaftskaſſe oder der Gemeindekraukeuverſicherung angehören, kann der Vorſtand 
der Verſicherungsauſtalt, vorbehaltlich der im Einzelfalle einzuholenden Genehmigung der Landes: 
Zeutralbehörde, beſchließen, daß die Beiträge, abweichend von der Vorſchrift des § 109 Abſatz 1 
des Geſetzes, durch die Organe dieſer Kaſſen, beziehungsweiſe durch die Verwaltung der Genteinde⸗ 
kraukenverſicherung für Rechnung der Verſicherungsauſtalt von den Arbeitgebern einzuziehen find. 
Sofern eine ſolche Beſtimmung getroffen wird, haben die Organe der genannten Kaſſen be: 
ziehungsweiſe die Verwaltung der Gemeindekraukenverſicherung die den eingezogenen Beiträgen 
eutſprechenden Marken in die Quittungskarten der Verſicherten einzukleben und erfoͤrderlichenfalls 
dieſe Marken, nach Maßgabe der hierüber etwa zu treffenden Anordnungen zu eurwerthen. 

Den bezeichneten Stellen hat die Verſicherungsanſtalt hierfür eine Vergütung zu gewähren; 
diefelbe wird von der Landes⸗Zentralbehörde feſtgeſetzt. 


8 27. 


Für diejenigen Verſicherten, welche einer der im § 26 bezeichneten Kaſſen beziehungsweiſe 
einer Gemeindekrankenverſicherung nicht angehören, können durch Beſchluß des Vorſtandes der 
Verſichernngsanſtalt, vorbehaltlich der im Einzelfalle einzuholenden Genehmigung der Landes⸗ 
Zeutralbehörde, die Beiträge abweichend von der Vorſchrift des § 109 Abſatz 1 des Geſetzes 
durch örtliche Hebeſtellen der Verſicherungsanſtalt für Rechnung der Verſicherungsanſtalt von 
den Arbeitgebern eingezogen werden (§ 28). Auf die Verpflichtung der Hebeſtellen zum Ein: 


kleben und Entwerthen von Marken finden die Vorſchriften des § 26 eutſprechende Auwend. mg, 


8 28. 

Die Beſtimmung der örtlichen Hebeſtellen (§ 27) und die Einrichtung ihrer Verwaltung 
liegt dem Vorſtande der Verficherungsanftalt ob. Mit Genehmigung der Landes⸗Zentralbehörde 
G 112 des Geſetzes) können von dem Vorſtande die Obliegenheiten der örtlichen Hebeſtellen 
auch den Gemeindebehörden oder anderen öffentlichen Behörden, den Vorſtänden von Kranken⸗ 
laſſen oder den Verwaltungen der Gemeindekrankenverſicherung übertragen werden. Den bezeich⸗ 


\ 
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neten Stellen hat die Verſicherungsanſtalt hierfür eine Vergütung zu gewähren; dieſelbe 
wird von der Landes⸗Zentralbehörde feſtgeſetzt. 5 


§ 29. 


Der Vorſtand der Verficherungsanftalt kann vorbehaltlich der im Einzelfalle einzuholenden 
Genehmigung der Landes⸗Zentralbehörde beſchließen, daß die nach BR 26, 27 oder 28 mit der 
Einziehung der Beiträge betrauten Organe und Hebeſtellen die Ausſtellung, den Umtausch und 
die Erneuerung der Quittungskarten nach den Vorſchriften der 88 103 und 105 des Geſetzes 
zu bewirken haben. 


8 30 


Die Arbeitgeber der im § 27 bezeichneten Verſicherten ſind, wenn die dort vorgeſehene 
Einrichtung getroffen iſt, vorbehaltlich der auf Grund des § 31 etwa erlaſſenen Vorſchriften, 
verpflichtet, jede von ihnen beſchäftigte verſicherte Perſon ſpäteſtens am dritten Tage nach dem 
Beginn der Beſchäftigung bei der Hebeſtelle (88 27, 28) anzumelden und ſpäteſtens am dritten 
Tage nach Beendigung der Beſchäftigung abzumelden, auch jede während der Dauer der 
Beſchaftigung eintretende Veränderung, welche auf das Verſicherungsverhältniß von Einfluß iſt, 
binnen drei Tagen nach deren Eintritt anzuzeigen. 

Der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt iſt berechtigt, über die Form, in welcher die An⸗ 
und Abmeldungen zu erfolgen haben, Vorſchriften zu erlaſſen und ſolche Arbeitgeber, welche 
dieſen Verpflichtungen und den von dem Vorſtande hierüber erlaſſenen näheren Anordnungen 
nicht nachkommen, mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark zu belegen. 


§ 31. 

Diejenigen im § 2“ bezeichneten Verſicherten, deren Beſchäftigung durch ihren Zweck 
oder im Voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche 
beſchränkt iſt, können, wenn die im § 27 vorgeſehene Einrichtung getroffen wird, durch den 
Vorſtand verpflichtet werden, die Au⸗ und Abmeldung (8 30) bei der Hebeſtelle ſelbſt zu be⸗ 
wirken. Der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt iſt berechtigt, über die Form, in welcher die 
An⸗ und Abmeldungen zu erfolgen haben, Vorſchriften zu erlaſſen und Zuwiderhandelude mit 
Geldſtrafe bis zu dreißig Mark zu belegen. 


8 32. 

Sofern die in 88 26 oder 27 bezeichneten Anordnungen getroffen werden, können 
durch den Vorſtand der Verſicherungsanſtalt die mit Einziehung der Beiträge beauftragten 
Stellen verpflichtet werden, für ſolche Verſicherten, deren Beſchäftigung durch ihren Zweck oder 
im Voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche beſchränkt 
iſt, ſofern dieſelben ihre An- und Abmeldung ſelbſt bewirken, die auf die Verſicherten ent⸗ 
fallende Hälfte der Beiträge unmittelbar von deu Verſicherten, die auf die Arbeitgeber entfallende 
Hälfte aber von der Gemeindebehörde des Beſchäftigungsortes zu erheben; letztere hat dieſe 
Hälfte von den Arbeitgebern wieder einzuziehen. 
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Abänderung des Statuts. 
8 33. 


Ueber Abänderungen des Statuts entſcheidet der Ausſchuß mit der Maßgabe, daß min⸗ 
deſtens je die Hälfte der Mitglieder aus der Zahl der Arbeitgeber und der Verſicherten in der 
betreffenden Verſammlung erſchienen ſein und mindeſtens zwei Drittel der Abſtimmenden dem 
Antrage zuſtimmen müſſen. 

Iſt die Verſammlung nicht beſchlußfähig, ſo kann die Statutänderung in einer zweiten 
gemäß § 10 berufenen Verſammlung des Ausſchuſſes ohne Rückſicht auf die Zahl und Art der 
erſchienenen Mitglieder nach Maßgabe des § 13 beſchloſſen werden, wenn mindeſtens drei Viertel 
der erſchienenen Mitglieder dem Antrage zuſtimmen und bei der Berufung der Verſammlung 
auf die Wirkſamkeit dieſer Abſtimmung hingewieſen worden war. 


Beſchloſſen in der Verſammlung des Ausſchuſſes zu Danzig 
am 19ten September 1890. 


Das vorſtehende Statut wird gemäß § 56 Abſatz 1 des Invaliditäts- und Altersver⸗ 
ſicherungsgeſetzes vom 22. Juni 1889 genehmigt. 


Berlin, den 13. November 1890. 
Das Reichs-Verſicherungsamt. 


(L. S.) gez.: Büdiker. 
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Druck von A. W. Kafemann in Danzig. 


